
 

 

Synopse zum 
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Erneuerbare-

Wärme-Gesetz 

 

§ 1 

Zweck des Gesetzes 

 

Zweck dieses Gesetzes ist es, im Interesse des 

Klima- und Umweltschutzes den Einsatz von erneuer-

baren Energien zu Zwecken der Wärmeversorgung 

bei Gebäuden und die effiziente Nutzung der Energie 

in Baden-Württemberg zu steigern, die hierfür notwen-

digen Technologien weiter auszubauen und dadurch 

die Nachhaltigkeit der Energieversorgung im Wärme-

bereich zu verbessern. Das Gesetz soll dazu beitra-

gen, die Gesamtsumme der Treibhausgasemissionen 
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in Baden-Württemberg im Vergleich zu den Gesamte-

missionen des Jahres 1990 bis zum Jahr 2020 um 

mindestens 25 Prozent und bis zum Jahr 2050 um 90 

Prozent zu verringern. 

 

in Baden-Württemberg im Vergleich zu den Gesamte-

missionen des Jahres 1990 zur Erreichung der Netto-

Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2040 schritt-

weise zu verringern und bis zum Jahr 2030 eine Min-

derung um mindestens 65 Prozent zu erreichen. 

 

 § 3 

Begriffsbestimmungen 

 

Für dieses Gesetz gelten folgende Begriffsbestimmun-

gen: 

 

1. Heizanlage ist eine Anlage zur zentralen Erzeugung 

überwiegend von Raumwärme oder Raumwärme und 

Warmwasser. Als Heizanlagen gelten nicht 

 

a) Anlagen, die Wärme für ein Wärmenetz im Sinne 

von Nummer 5 erzeugen, oder 

 

b) Anlagen mit einer Wärmeleistung über 1500 kW zur 

leitungsgebundenen Versorgung mit Wärme mehrerer 

Gebäude, deren Eigentümer und Betreiber identisch 

ist mit dem Eigentümer der damit versorgten Ge-

bäude. 
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2. Der Austausch einer Heizanlage liegt vor, wenn der 

Kessel oder ein anderer zentraler Wärmeerzeuger 

ausgetauscht wird. Als Austausch gilt auch, wenn die 

Heizanlage durch den Anschluss an ein Wärmenetz 

im Sinne von Nummer 5 ersetzt wird. Bei Heizanlagen 

mit mehreren Wärmeerzeugern liegt ein Austausch 

vor, sobald der erste Kessel oder Wärmeerzeuger ge-

tauscht wird. 

 

 

 

3. – 13. […] 

 

2. Der Austausch einer Heizanlage liegt vor, wenn der 

Kessel oder ein anderer zentraler Wärmeerzeuger 

ausgetauscht wird. Als Austausch gilt auch, wenn die 

Heizanlage durch den Anschluss an ein Wärmenetz 

im Sinne von Nummer 5 ersetzt wird oder wenn der 

Anschluss an ein Wärmenetz durch eine oder meh-

rere andere Heizanlagen ersetzt wird. Bei Heizanla-

gen mit mehreren Wärmeerzeugern liegt ein Aus-

tausch vor, sobald der erste Kessel oder Wärmeer-

zeuger getauscht wird. 

 

3. – 13. […] 

 

 § 5 

Zur Erfüllung der Nutzungspflicht anerkannte erneuer-

bare Energien 

 

(1) Als erneuerbare Energien werden anerkannt solare 

Strahlungsenergie, Geothermie, Umweltwärme, feste, 

flüssige und gasförmige Biomasse, welche ohne vo-

rangegangene Umwandlung in elektrische Energie für 

Zwecke der Wärmenutzung verwendet werden. 
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(2) Die Nutzung von Umweltwärme einschließlich Ab-

wärme durch Wärmepumpen wird als Nutzung erneu-

erbarer Energien anerkannt, wenn 

 

1. bei elektrisch angetriebenen Wärmepumpen eine 

Jahresarbeitszahl von mindestens 3,50, 

 

2. bei mit Brennstoffen betriebenen Wärmepumpen 

eine Jahresheizzahl von mindestens 1,20 

 

erreicht wird, wobei in die Wärmepumpe integrierte 

Ergänzungsheizungen mit in die Jahresarbeits- oder 

Jahresheizzahl einzuberechnen sind. Die Deckung 

des gesamten Wärmeenergiebedarfs mit einer Wär-

mepumpe nach Satz 1 gilt als vollständige Erfüllung 

der Nutzungspflicht nach § 4 Absatz 1. Die Ermittlung 

der Jahresarbeitszahl und Jahresheizzahl richtet sich 

nach den Vorschriften der VDI 4650** oder gleichwer-

tigen anerkannten Regeln der Technik. 
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tigen anerkannten Regeln der Technik. Die Nutzungs-

pflicht nach § 4 Absatz 1 wird auch dann vollständig 

erfüllt, wenn die thermische Leistung einer Wärme-

pumpe nach Satz 1 Nummer 1 mindestens 25 Prozent 

der Heizlast des versorgten Gebäudes (Gebäudeheiz-

last) beträgt. Maßgeblich ist die potenzielle Heizleis-



 

 

 

 

 

 

(3) Der Einsatz von gasförmiger Biomasse, die auf 

Erdgasqualität aufbereitet und eingespeist worden ist 

(Biomethan) wird als Erfüllung der Nutzungspflicht zu 

maximal zwei Dritteln anerkannt, wenn in Gebäuden 

mit einer Heizanlage, deren thermische Leistung bis 

zu 50 kW beträgt, Erdgas mit einem anrechenbaren 

Biomethananteil von bis zu 10 Prozent zur vollständi-

gen Deckung des Wärmeenergiebedarfs verwendet 

wird und die Nutzung in einem Heizkessel erfolgt, der 

der besten verfügbaren Technik entspricht. Aus einem 

Gasnetz entnommenes Gas gilt als Biomethan, soweit 

die Menge des entnommenen Biomethans im Wärme-

äquivalent der Menge von Gas aus Biomasse über ei-

nen Bilanzzeitraum von einem Jahr entspricht, das an 

anderer Stelle in das Gasnetz eingespeist worden ist 

und wenn für den gesamten Transport und Vertrieb 

des Biomethans von seiner Herstellung, seiner Ein-

speisung in das Erdgasnetz und seinem Transport im 

Erdgasnetz bis zu seiner Entnahme aus dem Erdgas-

netz Massenbilanzsysteme verwendet worden sind. 

tung bei der jeweils anzusetzenden Normaußentem-

peratur am Standort der Wärmepumpe und einer Vor-

lauftemperatur von 35 Grad Celsius. 
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Bei der Aufbereitung und Einspeisung des Biome-

thans müssen die Voraussetzungen nach Nummer 1 

Buchstabe a bis c der Anlage 1 zum Erneuerbare-

Energien-Gesetz vom 25. Oktober 2008 (BGBl. I S. 

2074) in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung ein-

gehalten werden. 

 

 

 

 

 

(4), (5) […] 

 

Bei der Aufbereitung und Einspeisung des Biome-

thans müssen die Voraussetzungen nach Nummer 1 

Buchstabe a bis c der Anlage 1 zum Erneuerbare-

Energien-Gesetz vom 25. Oktober 2008 (BGBl. I S. 

2074) in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung ein-

gehalten werden. Satz 1 gilt entsprechend für die Nut-

zung von biogenem Flüssiggas, das den Anforderun-

gen des § 40 Absatz 4 des Gebäudeenergiegesetzes 

vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728) in der jeweils 

geltenden Fassung entspricht. 

 

(4), (5) […] 

 

 § 10 

Ersatzmaßnahmen 

 

(1) Die Nutzungspflicht nach § 4 Absatz 1 kann auch 

dadurch erfüllt werden, dass 

 

1. der Wärmeenergiebedarf ganz oder teilweise in 

Kraft-Wärme-Kopplung mit einer elektrischen Leistung 

bis zu 20 kW gedeckt wird und das KWK-Gerät hoch-

effizient im Sinne der Richtlinie 2012/27/EU des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 
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2012 zur Energieeffizienz, zur Änderung der Richtli-

nien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhe-

bung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG (ABl. 

L 315 vom 14.11.2012, S. 1) ist, einen Gesamtwir-

kungsgrad von mindestens 80 Prozent aufweist sowie 

mindestens 15 kWh elektrische Nettoarbeit pro Quad-

ratmeter Wohnfläche pro Jahr erzeugt, oder 

 

2. der Wärmeenergiebedarf überwiegend in Kraft-

Wärme-Kopplung mit einer elektrischen Leistung über 

20 kW gedeckt wird und das KWK-Gerät hocheffizient 

im Sinne der unter Nummer 1 genannten Richtlinie ist 

sowie einen Gesamtwirkungsgrad von mindestens 80 

Prozent aufweist. 
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des Gebäudes durch Anschluss an ein Wärmenetz o-

der eine andere Einrichtung zur leitungsgebundenen 

Wärmeversorgung von mehreren Gebäuden gedeckt 

wird, deren verteilte Wärme 

 

1. zu mindestens 50 Prozent aus KWK-Geräten, die 

hocheffizient im Sinne der unter Absatz 1 Nummer 1 

genannten Richtlinie sind, oder 
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2. zu mindestens 50 Prozent aus Anlagen zur Nutzung 

von Abwärme oder 

 

3. zu einem Anteil von mindestens 15 Prozent aus er-

neuerbaren Energien oder 

 

4. aus einer Kombination der Anforderungen nach 

Nummer 1 bis 3 stammt. 

 

(3) Die Nutzungspflicht nach § 4 Absatz 1 kann auch 

dadurch erfüllt werden, dass eine Anlage zur Erzeu-

gung von Strom aus solarer Strahlungsenergie im un-

mittelbaren räumlichen Zusammenhang zu dem Ge-

bäude mit einer Nennleistung von mindestens 0,02 

kWp je Quadratmeter Wohnfläche betrieben wird. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(3) Die Nutzungspflicht nach § 4 Absatz 1 kann auch 

dadurch erfüllt werden, dass eine Anlage zur Erzeu-

gung von Strom aus solarer Strahlungsenergie im un-

mittelbaren räumlichen Zusammenhang zu dem Ge-

bäude mit einer Nennleistung von mindestens 0,02 

kWp je Quadratmeter Wohnfläche betrieben wird. 

 

 § 11 

Kombinationsmöglichkeiten 

 

(1) Erneuerbare Energien, Energieeinsparmaßnah-

men und Ersatzmaßnahmen können zur Erfüllung der 

Nutzungspflicht nach § 4 Absatz 1 untereinander und 

miteinander kombiniert werden. 
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(2) Erneuerbare Energien und Ersatzmaßnahmen 

werden entsprechend ihrem Anteil am Wärmeenergie-

bedarf angerechnet. Beim pauschalierten Nachweis 

für Solarthermie kann auch auf das Verhältnis der tat-

sächlichen Fläche zu der geforderten zurückgegriffen 

werden, bei Photovoltaik auf das Verhältnis der gefor-

derten Leistung zu der installierten. Bei KWK-Geräten 

mit einer elektrischen Leistung bis zu 20 kW ist das 

Verhältnis der tatsächlich erzeugten jährlichen elektri-

schen Nettoarbeit zu der geforderten maßgeblich. 

 

(3) Soweit nicht der gesamte Wärmeenergiebedarf ei-

nes Gebäudes durch eine Wärmepumpe nach § 5 Ab-

satz 2 gedeckt wird, kann ein Teil der von der Wärme-

pumpe gelieferten Wärmemenge als erneuerbare 

Energie angerechnet werden. Bei einer Wärmepumpe 

nach § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 ist dies der Teil 

der gelieferten Wärmemenge, der dem Verhältnis ihrer 

Jahresarbeitszahl abzüglich des Ausgangswerts 3,0 

zu dieser Jahresarbeitszahl entspricht. Bei Wärme-

pumpen nach § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 beträgt 

der Ausgangswert 1,0. 

 

(4) Soweit bei einer zentralen Mehrkesselanlage nicht 
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der gelieferten Wärmemenge, der dem Verhältnis ih-

rer Jahresarbeitszahl abzüglich des Ausgangswerts 

3,0 zu dieser Jahresarbeitszahl entspricht. Bei Wär-

mepumpen nach § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 be-

trägt der Ausgangswert 1,0. 

 

(4) Soweit bei einer zentralen Mehrkesselanlage nicht 

der gesamte Wärmeenergiebedarf eines Gebäudes 



 

 

durch feste Biomasse gedeckt wird, kann für die Erfül-

lung der Nutzungspflicht das prozentuale Verhältnis 

von Nennwärmeleistung des zur Deckung der Grund-

last vorgesehenen Heizkessels für feste Biomasse 

und gesamter installierter Heizleistung herangezogen 

werden. 

 

(5) Energieeinsparmaßnahmen durch baulichen Wär-

meschutz nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 und 2 werden 

entsprechend dem Verhältnis der anforderungsgemäß 

gedämmten Fläche zur Gesamtfläche der jeweiligen 

Bauteile angerechnet. Kombinierte Maßnahmen zur 

Verbesserung des baulichen Wärmeschutzes nach § 

8 Absatz 1 Nummer 3, die insgesamt den entspre-

chend den in § 8 Absatz 1 Nummer 3 Buchstaben a 

bis d festgelegten spezifischen Transmissionswärme-

verlust überschreiten, können dabei proportional dazu 

angerechnet werden, wie weit sie den jeweiligen Ziel-

wert ihrer Altersklasse erreichen. Als Ausgangswert 

dient dabei der Zielwert der jeweils vorhergehenden 

Altersklasse. Für Gebäude nach § 8 Absatz 1 Num-

mer 3 Buchstabe a ist der Ausgangswert die Über-

schreitung der Anforderungen an den Transmissions-
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mer 3 Buchstabe a ist der Ausgangswert die Über-

schreitung der Anforderungen an den Transmissions-



 

 

wärmeverlust H‘T in Anlage 1 Tabelle 2 der Energie-

einsparverordnung der in § 8 Absatz 1 Nummer 1 ge-

nannten Fassung um nicht mehr als 70 Prozent. 

 

(5) Einzelraumfeuerungen können mit anderen Erfül-

lungsoptionen nur in den Fällen des § 5 Absatz 5 Satz 

3 zur vollständigen Erfüllung der Nutzungspflicht nach 

§ 4 Absatz 1 kombiniert werden. Im Übrigen ist eine 

Kombination mit Einzelraumfeuerungen ausgeschlos-

sen. 

 

wärmeverlust H‘T in Anlage 1 Tabelle 2 der Energie-

einsparverordnung der in § 8 Absatz 1 Nummer 1 ge-

nannten Fassung um nicht mehr als 70 Prozent. 
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lungsoptionen nur in den Fällen des § 5 Absatz 5 Satz 

3 zur vollständigen Erfüllung der Nutzungspflicht nach 

§ 4 Absatz 1 kombiniert werden. Im Übrigen ist eine 

Kombination mit Einzelraumfeuerungen ausgeschlos-

sen. 

Landesbauord-

nung für Baden-

Württemberg  

 

§ 3 

Allgemeine Anforderungen 

 

(1) Bauliche Anlagen sowie Grundstücke, andere An-

lagen und Einrichtungen im Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 

2 sind so anzuordnen und zu errichten, dass die öf-

fentliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere Le-

ben, Gesundheit oder die natürlichen Lebensgrundla-

gen, nicht bedroht werden und dass sie ihrem Zweck 

entsprechend ohne Missstände benutzbar sind; dabei 

sind die Grundanforderungen an Bauwerke gemäß 

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 zu be-

rücksichtigen. Für den Abbruch baulicher Anlagen gilt 

dies entsprechend. 
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dies entsprechend. 



 

 

 

(2) In die Planung von Gebäuden sind die Belange 

von Personen mit kleinen Kindern, Menschen mit Be-

hinderung und alten Menschen nach Möglichkeit ein-

zubeziehen. 

 

 

(2) Bei der Planung, Errichtung und Änderung von 

Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen ist der 

besonderen Bedeutung von Energieeinsparung, -effi-

zienz und erneuerbaren Energien sowie des Verteil-

netzausbaus nach dem Klimaschutz- und Klimawan-

delanpassungsgesetz Baden-Württemberg Rechnung 

zu tragen. 

 

(2) (3) In die Planung von Gebäuden sind die Belange 

von Personen mit kleinen Kindern, Menschen mit Be-

hinderung und alten Menschen nach Möglichkeit ein-

zubeziehen. 

 

 § 5 

Abstandsflächen 

 

(1) Vor den Außenwänden von baulichen Anlagen 

müssen Abstandsflächen liegen, die von oberirdischen 

baulichen Anlagen freizuhalten sind. Eine Abstandsflä-

che ist nicht erforderlich vor Außenwänden an Grund-

stücksgrenzen, wenn nach planungsrechtlichen Vor-

schriften 

 

§ 5 

Abstandsflächen 

 

(1) Vor den Außenwänden von baulichen Anlagen 

müssen Abstandsflächen liegen, die von oberirdi-

schen baulichen Anlagen freizuhalten sind. Eine Ab-

standsfläche ist nicht erforderlich vor Außenwänden 

an Grundstücksgrenzen, wenn nach planungsrechtli-

chen Vorschriften 

 



 

 

1. an die Grenze gebaut werden muss, es sei denn, 

die vorhandene Bebauung erfordert eine Abstandsflä-

che, oder 

 

2. an die Grenze gebaut werden darf und öffentlich-

rechtlich gesichert ist, dass auf dem Nachbargrund-

stück ebenfalls an die Grenze gebaut wird. 

 

Die öffentlich-rechtliche Sicherung ist nicht erforder-

lich, wenn nach den Festsetzungen einer abweichen-

den Bauweise unabhängig von der Bebauung auf dem 

Nachbargrundstück an die Grenze gebaut werden 

darf. 

 

(2) – (4) […] 

 

(5) Auf die Wandhöhe werden angerechnet 

 

1. die Höhe von Dächern oder Dachaufbauten mit ei-

ner Neigung von mehr als 70° voll und von mehr als 

45° zu einem Viertel, 

 

2. die Höhe einer Giebelfläche zur Hälfte des Verhält-

nisses, in dem ihre tatsächliche Fläche zur gedachten 

Gesamtfläche einer rechteckigen Wand mit denselben 

1. an die Grenze gebaut werden muss, es sei denn, 

die vorhandene Bebauung erfordert eine Abstandsflä-

che, oder 

 

2. an die Grenze gebaut werden darf und öffentlich-

rechtlich gesichert ist, dass auf dem Nachbargrund-

stück ebenfalls an die Grenze gebaut wird. 

 

Die öffentlich-rechtliche Sicherung ist nicht erforder-

lich, wenn nach den Festsetzungen einer abweichen-

den Bauweise unabhängig von der Bebauung auf 

dem Nachbargrundstück an die Grenze gebaut wer-

den darf. 

 

(2) – (4) […] 

 

(5) Auf die Wandhöhe werden angerechnet 

 

1. die Höhe von Dächern oder Dachaufbauten mit ei-

ner Neigung von mehr als 70° voll und von mehr als 

45° zu einem Viertel, 

 

2. die Höhe einer Giebelfläche zur Hälfte des Verhält-

nisses, in dem ihre tatsächliche Fläche zur gedachten 

Gesamtfläche einer rechteckigen Wand mit denselben 



 

 

Maximalabmessungen steht; die Giebelfläche beginnt 

an der Horizontalen durch den untersten Schnittpunkt 

der Wand mit der Dachhaut, 

 

3. bei Windenergieanlagen nur die Höhe bis zur Ro-

torachse, wobei die Tiefe der Abstandsfläche mindes-

tens der Länge des Rotorradius entsprechen muss. 

 

 

 

 

 

 

(6) Bei der Bemessung der Abstandsfläche bleiben 

außer Betracht 

 

1. untergeordnete Bauteile wie Gesimse, Dachvor-

sprünge, Eingangs- und Terrassenüberdachungen, 

wenn sie nicht mehr als 1,5 m vor die Außenwand vor-

treten, 

 

2. Vorbauten wie Wände, Erker, Balkone, Tür- und 

Fenstervorbauten, wenn sie nicht breiter als 5 m sind, 

nicht mehr als 1,5 m vortreten 

 

Maximalabmessungen steht; die Giebelfläche beginnt 

an der Horizontalen durch den untersten Schnittpunkt 

der Wand mit der Dachhaut, 

 

3. bei Windenergieanlagen nur die Höhe bis zur Ro-

torachse, wobei die Tiefe der Abstandsfläche mindes-

tens der Länge des Rotorradius entsprechen muss. 

 

Eine Aufstockung um bis zu zwei Geschosse wird auf 

die Wandhöhe nicht angerechnet, wenn die Bauge-

nehmigung oder die Kenntnisgabe für die Errichtung 

des Gebäudes mindestens fünf Jahre zurückliegt. 

 

(6) Bei der Bemessung der Abstandsfläche bleiben 

außer Betracht 

 

1. untergeordnete Bauteile wie Gesimse, Dachvor-

sprünge, Eingangs- und Terrassenüberdachungen, 

wenn sie nicht mehr als 1,5 m vor die Außenwand vor-

treten, 

 

2. Vorbauten wie Wände, Erker, Balkone, Tür- und 

Fenstervorbauten, wenn sie nicht breiter als 5 m sind, 

nicht mehr als 1,5 m vortreten 

 



 

 

und von Nachbargrenzen mindestens 2 m entfernt 

bleiben. Außerdem bleibt die nachträgliche Wärme-

dämmung eines bestehenden Gebäudes außer Be-

tracht, wenn sie einschließlich der Bekleidung nicht 

mehr als 0,30 m vor die Außenwand tritt; führt eine 

nachträgliche Dämmung des Daches zu einer größe-

ren Wandhöhe, ist die zusätzlich erforderliche Ab-

standsfläche auf dieses Maß anzurechnen. 

 

 

 

 

(7) […] 

 

und von Nachbargrenzen mindestens 2 m entfernt 

bleiben. Außerdem bleibt die nachträgliche Wärme-

dämmung eines bestehenden Gebäudes außer Be-

tracht, wenn sie einschließlich der Bekleidung nicht 

mehr als 0,30 m vor die Außenwand tritt; führt eine 

nachträgliche Dämmung des Daches zu einer größe-

ren Wandhöhe, ist die zusätzlich erforderliche Ab-

standsfläche auf dieses Maß anzurechnen. Satz 2 gilt 

für die nachträgliche Anbringung von Anlagen zur pho-

tovoltaischen oder thermischen Solarnutzung entspre-

chend. 

 

(7) […] 

 

 § 29 

Aufzugsanlagen 

 

(1) Aufzugsanlagen müssen betriebssicher und brand-

sicher sein. Sie sind so zu errichten und anzuordnen, 

dass die Brandweiterleitung ausreichend lange verhin-

dert wird und bei ihrer Benutzung Gefahren oder un-

zumutbare Belästigungen nicht entstehen. 

 

(2) Gebäude mit einer Höhe nach § 2 Abs. 4 Satz 2 

von mehr als 13 m müssen Aufzüge in ausreichender 

§ 29 

Aufzugsanlagen 

 

(1) Aufzugsanlagen müssen betriebssicher und brand-

sicher sein. Sie sind so zu errichten und anzuordnen, 

dass die Brandweiterleitung ausreichend lange verhin-

dert wird und bei ihrer Benutzung Gefahren oder un-

zumutbare Belästigungen nicht entstehen. 

 

(2) Gebäude mit einer Höhe nach § 2 Abs. 4 Satz 2 

von mehr als 13 m müssen Aufzüge in ausreichender 



 

 

Zahl haben, von denen einer auch zur Aufnahme von 

Rollstühlen, Krankentragen und Lasten geeignet sein 

muss. Zur Aufnahme von Rollstühlen bestimmte Auf-

züge müssen von Menschen mit Behinderung ohne 

fremde Hilfe zweckentsprechend genutzt werden kön-

nen. 

 

Zahl haben, von denen einer auch zur Aufnahme von 

Rollstühlen, Krankentragen und Lasten geeignet sein 

muss. Zur Aufnahme von Rollstühlen bestimmte Auf-

züge müssen von Menschen mit Behinderung ohne 

fremde Hilfe zweckentsprechend genutzt werden kön-

nen. Satz 1 gilt nicht bei der Aufstockung um bis zu 

zwei Geschosse, durch die die Höhe von 13 m über-

schritten wird, wenn die Baugenehmigung oder die 

Kenntnisgabe für die Errichtung des Gebäudes min-

destens fünf Jahre zurückliegt. 

 

 § 51 

Kenntnisgabeverfahren 

 

(1) Das Kenntnisgabeverfahren kann durchgeführt 

werden bei der Errichtung von 

 

1. Wohngebäuden, 

 

2. sonstigen Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3, 

ausgenommen Gaststätten, 

 

3. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude 

sind, 

 

§ 51 

Kenntnisgabeverfahren 

 

(1) Das Kenntnisgabeverfahren kann durchgeführt 

werden bei der Errichtung von 

 

1. Wohngebäuden, 

 

2. sonstigen Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3, 

ausgenommen Gaststätten, 

 

3. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebäude 

sind, 

 



 

 

4. Nebengebäuden und Nebenanlagen zu Bauvorha-

ben nach den Nummern 1 bis 3, 

 

ausgenommen Sonderbauten, soweit die Vorhaben 

nicht bereits nach § 50 verfahrensfrei sind und die Vo-

raussetzungen des Absatzes 2 vorliegen. Satz 1 gilt 

nicht für die Errichtung von 

 

 

 

 

1. einem oder mehreren Gebäuden, wenn die Größe 

der dem Wohnen dienenden Nutzungseinheiten ins-

gesamt mehr als 5.000 m2 Brutto-Grundfläche be-

trägt, und 

 

2. baulichen Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, 

wenn dadurch erstmals oder zusätzlich die gleichzei-

tige Nutzung durch mehr als 100 Personen zu erwar-

ten ist, 

 

wenn sie innerhalb des angemessenen Sicherheitsab-

stands gemäß § 3 Absatz 5c des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes (BImSchG) eines Betriebsbereichs im 

Sinne von § 3 Absatz 5a BImSchG liegen und dem 

4. Nebengebäuden und Nebenanlagen zu Bauvorha-

ben nach den Nummern 1 bis 3, 

 

ausgenommen Sonderbauten, soweit die Vorhaben 

nicht bereits nach § 50 verfahrensfrei sind und die Vo-

raussetzungen des Absatzes 2 vorliegen; bei von bau-

lichen Anlagen unabhängigen Anlagen zur photovolta-

ischen oder thermischen Solarnutzung gilt die Aus-

nahme für Sonderbauten nicht. Satz 1 gilt nicht für die 

Errichtung von 

 

1. einem oder mehreren Gebäuden, wenn die Größe 

der dem Wohnen dienenden Nutzungseinheiten ins-

gesamt mehr als 5.000 m2 Brutto-Grundfläche be-

trägt, und 

 

2. baulichen Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, 

wenn dadurch erstmals oder zusätzlich die gleichzei-

tige Nutzung durch mehr als 100 Personen zu erwar-

ten ist, 

 

wenn sie innerhalb des angemessenen Sicherheitsab-

stands gemäß § 3 Absatz 5c des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes (BImSchG) eines Betriebsbereichs im 

Sinne von § 3 Absatz 5a BImSchG liegen und dem 



 

 

Gebot, einen angemessenen Sicherheitsabstand zu 

wahren, nicht bereits auf der Ebene der Bauleitpla-

nung Rechnung getragen wurde. 

 

(2) – (5) […]  

 

Gebot, einen angemessenen Sicherheitsabstand zu 

wahren, nicht bereits auf der Ebene der Bauleitpla-

nung Rechnung getragen wurde. 

 

(2) – (5) […]   

 

 § 74 

Örtliche Bauvorschriften 

 

(1) Zur Durchführung baugestalterischer Absichten, 

zur Erhaltung schützenswerter Bauteile, zum Schutz 

bestimmter Bauten, Straßen, Plätze oder Ortsteile von 

geschichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher 

Bedeutung sowie zum Schutz von Kultur- und Natur-

denkmalen können die Gemeinden im Rahmen dieses 

Gesetzes in bestimmten bebauten oder unbebauten 

Teilen des Gemeindegebiets durch Satzung örtliche 

Bauvorschriften erlassen über 

 

1. Anforderungen an die äußere Gestaltung baulicher 

Anlagen einschließlich Regelungen über Gebäudehö-

hen und -tiefen sowie über die Begrünung, 

 

2. Anforderungen an Werbeanlagen und Automaten; 

dabei können sich die Vorschriften auch auf deren Art, 

§ 74 

Örtliche Bauvorschriften 

 

(1) Zur Durchführung baugestalterischer Absichten, 

zur Erhaltung schützenswerter Bauteile, zum Schutz 

bestimmter Bauten, Straßen, Plätze oder Ortsteile von 

geschichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher 
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Bauvorschriften erlassen über 

 

1. Anforderungen an die äußere Gestaltung baulicher 

Anlagen einschließlich Regelungen über Gebäudehö-

hen und -tiefen sowie über die Begrünung, 

 

2. Anforderungen an Werbeanlagen und Automaten; 

dabei können sich die Vorschriften auch auf deren Art, 



 

 

Größe, Farbe und Anbringungsort sowie auf den Aus-

schluss bestimmter Werbeanlagen und Automaten be-

ziehen, 

 

3. Anforderungen an die Gestaltung, Bepflanzung und 

Nutzung der unbebauten Flächen der bebauten 

Grundstücke und an die Gestaltung der Plätze für be-

wegliche Abfallbehälter sowie über Notwendigkeit o-

der Zulässigkeit und über Art, Gestaltung und Höhe 

von Einfriedungen, 

 

4. die Beschränkung oder den Ausschluss der Ver-

wendung von Außenantennen, 

 

5. die Unzulässigkeit von Niederspannungsfreileitun-

gen in neuen Baugebieten und Sanierungsgebieten, 

 

6. das Erfordernis einer Kenntnisgabe für Vorhaben, 

die nach § 50 verfahrensfrei sind, 

 

7. andere als die in § 5 Abs. 7 vorgeschriebenen 

Maße. Die Gemeinden können solche Vorschriften 

auch erlassen, soweit dies zur Verwirklichung der 

Festsetzungen einer städtebaulichen Satzung erfor-

Größe, Farbe und Anbringungsort sowie auf den Aus-

schluss bestimmter Werbeanlagen und Automaten be-

ziehen, 

 

3. Anforderungen an die Gestaltung, Bepflanzung und 

Nutzung der unbebauten Flächen der bebauten 

Grundstücke und an die Gestaltung der Plätze für be-

wegliche Abfallbehälter sowie über Notwendigkeit o-

der Zulässigkeit und über Art, Gestaltung und Höhe 

von Einfriedungen, 

 

4. die Beschränkung oder den Ausschluss der Ver-

wendung von Außenantennen, 

 

5. die Unzulässigkeit von Niederspannungsfreileitun-

gen in neuen Baugebieten und Sanierungsgebieten, 

 

6. das Erfordernis einer Kenntnisgabe für Vorhaben, 

die nach § 50 verfahrensfrei sind, 

 

7. andere als die in § 5 Abs. 7 vorgeschriebenen 

Maße. Die Gemeinden können solche Vorschriften 

auch erlassen, soweit dies zur Verwirklichung der 

Festsetzungen einer städtebaulichen Satzung erfor-



 

 

derlich ist und eine ausreichende Belichtung gewähr-

leistet ist. Sie können zudem regeln, dass § 5 Abs. 7 

keine Anwendung findet, wenn durch die Festsetzun-

gen einer städtebaulichen Satzung Außenwände zu-

gelassen oder vorgeschrieben werden, vor denen Ab-

standsflächen größerer oder geringerer Tiefe als nach 

diesen Vorschriften liegen müssten. 

 

Anforderungen nach Satz 1 Nummer 1, die allein zur 

Durchführung baugestalterischer Absichten gestellt 

werden, dürfen die Nutzung erneuerbarer Energien 

nicht ausschließen oder unangemessen beeinträchti-

gen. 

 

(2) – (7) […] 

 

derlich ist und eine ausreichende Belichtung gewähr-

leistet ist. Sie können zudem regeln, dass § 5 Abs. 7 

keine Anwendung findet, wenn durch die Festsetzun-

gen einer städtebaulichen Satzung Außenwände zu-

gelassen oder vorgeschrieben werden, vor denen Ab-

standsflächen größerer oder geringerer Tiefe als nach 

diesen Vorschriften liegen müssten. 

 

Anforderungen nach Satz 1 Nummer 1 sind grund-

sätzlich nur zulässig, wenn sie gleichzeitig die Nut-

zung erneuerbarer Energien zulassen. 

 

 

 

(2) – (7) [...] 

 Anhang 

(zu § 50 Abs. 1) 

 

Verfahrensfreie Vorhaben 

 

1. Gebäude und Gebäudeteile 

 

a) – m) […] 

 

Anhang 

(zu § 50 Abs. 1) 

 

Verfahrensfreie Vorhaben 

 

1. Gebäude und Gebäudeteile 

 

a) – m) […] 

 



 

 

2. tragende und nichttragende Bauteile 

 

a) – f) […]  

 

3. Feuerungs- und andere Energieerzeugungsanlagen 

 

a) Feuerungsanlagen sowie ortsfeste Blockheizkraft-

werke und Verbrennungsmotoren in Gebäuden mit der 

Maßgabe, dass dem bevollmächtigten Bezirksschorn-

steinfeger mindestens zehn Tage vor Beginn der Aus-

führung die erforderlichen technischen Angaben vor-

gelegt werden und er vor der Inbetriebnahme die 

Brandsicherheit und die sichere Abführung der Ver-

brennungsgase bescheinigt, 

 

b) Wärmepumpen, 

 

c) Anlagen zur photovoltaischen und thermischen So-

larnutzung auf oder an Gebäuden sowie eine damit 

verbundene Änderung der Nutzung oder der äußeren 

Gestalt der Gebäude; gebäudeunabhängige Anlagen 

nur bis 3 m Höhe und einer Gesamtlänge bis zu 9 m, 

 

 

 

2. tragende und nichttragende Bauteile 

 

a) – f) […] 

 

3. Feuerungs- und andere Energieerzeugungsanlagen 

 

a) Feuerungsanlagen sowie ortsfeste Blockheizkraft-

werke und Verbrennungsmotoren in Gebäuden mit 

der Maßgabe, dass dem bevollmächtigten Bezirks-

schornsteinfeger mindestens zehn Tage vor Beginn 

der Ausführung die erforderlichen technischen Anga-

ben vorgelegt werden und er vor der Inbetriebnahme 

die Brandsicherheit und die sichere Abführung der 

Verbrennungsgase bescheinigt, 

 

b) Wärmepumpen, 

 

c) Anlagen zur photovoltaischen und thermischen So-

larnutzung auf oder an Gebäuden baulichen Anlagen 

sowie eine damit verbundene Änderung der Nutzung 

oder der äußeren Gestalt der Gebäude baulichen An-

lagen; gebäudeunabhängige von baulichen Anlagen 

unabhängige Anlagen nur bis 3 m Höhe und einer Ge-

samtlänge bis zu 9 m, 

 



 

 

d) Windenergieanlagen bis 10 m Höhe; 

 

4. – 12. […] 

 

d) Windenergieanlagen bis 10 m Höhe; 

 

4. – 12. […] 

Gemeindeordnung 

 

§ 11 

Anschluss- und Benutzungszwang 

 

(1) Die Gemeinde kann bei öffentlichem Bedürfnis 

durch Satzung für die Grundstücke ihres Gebiets den 

Anschluss an Wasserleitung, Abwasserbeseitigung, 

Straßenreinigung, die Versorgung mit Nah- und Fern-

wärme und ähnliche der Volksgesundheit oder dem 

Schutz der natürlichen Grundlagen des Lebens ein-

schließlich des Klima- und Ressourcenschutzes die-

nende Einrichtungen (Anschlusszwang) und die Be-

nutzung dieser Einrichtungen sowie der Schlachthöfe 

(Benutzungszwang) vorschreiben. In gleicher Weise 

kann die Benutzung der Bestattungseinrichtungen vor-

geschrieben werden. 

 

(2) Die Satzung kann bestimmte Ausnahmen vom An-

schluss- und Benutzungszwang zulassen. Sie kann 

den Zwang auf bestimmte Teile des Gemeindegebiets 

oder auf bestimmte Gruppen von Grundstücken, Ge-

werbebetrieben oder Personen beschränken. 
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Anschluss- und Benutzungszwang 

 

(1) Die Gemeinde kann bei öffentlichem Bedürfnis 

durch Satzung für die Grundstücke ihres Gebiets den 

Anschluss an Wasserleitung, Abwasserbeseitigung, 

Straßenreinigung, die Versorgung mit Nah- und Fern-

wärme und ähnliche der Volksgesundheit oder dem 

Schutz der natürlichen Grundlagen des Lebens ein-

schließlich des Klima- und Ressourcenschutzes die-

nende Einrichtungen (Anschlusszwang) und die Be-

nutzung dieser Einrichtungen sowie der Schlachthöfe 

(Benutzungszwang) vorschreiben. In gleicher Weise 

kann die Benutzung der Bestattungseinrichtungen 

vorgeschrieben werden. 

 

(2) Die Satzung kann bestimmte Ausnahmen vom An-

schluss- und Benutzungszwang zulassen. Sie kann 

den Zwang auf bestimmte Teile des Gemeindegebiets 

oder auf bestimmte Gruppen von Grundstücken, Ge-

werbebetrieben oder Personen beschränken. 



 

 

 

(3) Die Gemeinden können durch Satzung für das Ge-

meindegebiet oder genau abgegrenzte Teile des Ge-

meindegebiets die Verwendung von erneuerbaren 

Energien für bestehende Gebäude, die nicht öffentli-

che Gebäude des Bundes sind, oder den Anschluss 

an Einrichtungen zur Versorgung mit Nah- und Fern-

wärme und deren Benutzung vorsehen, wenn dies  

 

1. nach den örtlichen Verhältnissen zur Vermeidung 

von Gefahren, Umweltbelastungen oder unzumutba-

ren Belästigungen oder  

 

2. zur Sicherung der örtlichen Energieversorgung oder  

 

3. aus Gründen der Schonung der natürlichen Le-

bensgrundlagen, insbesondere zum Schutz des Kli-

mas und der allgemeinen Energieeinsparung 

 

gerechtfertigt ist. Erneuerbare Energien gemäß Satz 1 

sind solche gemäß § 3 Absatz 2 des Gebäudeener-

giegesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728). 

Absatz 1 bleibt unberührt. Absatz 2 gilt entsprechend. 

Die Gemeinden haben in der Satzung Ausnahmen 

von der in Satz 1 genannten Pflicht vorzusehen, wenn 



 

 

deren Erfüllung wirtschaftlich oder aufgrund der beste-

henden energetischen Qualität des Gebäudes unzu-

mutbar ist. 

 

Denkmalschutzge-

setz 

§ 3a 

Landesamt für Denkmalpflege 

 

Das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungsprä-

sidium Stuttgart ist zuständige Behörde für die fachli-

che Denkmalpflege. Es unterstützt die Denkmal-

schutzbehörden in allen Angelegenheiten der fachli-

chen Denkmalpflege bei der Ausführung dieses Ge-

setzes. Dabei hat es im Rahmen der Vorgaben der 

obersten Denkmalschutzbehörde insbesondere die 

Aufgabe, 

 

1. – 7. […]  

 

§ 3a 

Landesamt für Denkmalpflege 

 

Das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungsprä-

sidium Stuttgart ist zuständige Behörde für die fachli-

che Denkmalpflege. Es unterstützt die Denkmal-

schutzbehörden in allen Angelegenheiten der fachli-

chen Denkmalpflege bei der Ausführung dieses Ge-

setzes. Dabei hat es im Rahmen der Vorgaben der 

obersten Denkmalschutzbehörde insbesondere die 

Aufgabe, 

 

1. – 7. […] 

 

(2) Die Öffentlichkeit wird im Rahmen ihres berechtig-

ten Informationsinteresses und insbesondere zum 

Zweck der Öffentlichkeitsarbeit (Absatz 1 Satz 3 Num-

mer 5) in geeigneter Weise über den Bestand unbe-

weglicher Kulturdenkmale unterrichtet, die Bereitstel-

lung von Informationen kann elektronisch erfolgen. In-

formationen werden nicht bereitgestellt, soweit die 



 

 

Veröffentlichung zu einer Gefährdung des Kulturdenk-

mals führen kann. 

 

 § 6 

Erhaltungspflicht 

 

Eigentümer und Besitzer von Kulturdenkmalen haben 

diese im Rahmen des Zumutbaren zu erhalten und 

pfleglich zu behandeln. Das Land trägt hierzu durch 

Zuschüsse nach Maßgabe der zur Verfügung stehen-

den Haushaltsmittel bei. 

 

 

 

§ 6 

Erhaltungspflicht 

 

Eigentümer und Besitzer von Kulturdenkmalen haben 

diese im Rahmen des Zumutbaren zu erhalten und 

pfleglich zu behandeln. Das Land trägt hierzu durch 

Zuschüsse nach Maßgabe der zur Verfügung stehen-

den Haushaltsmittel bei. 

 

(2) Soll ein Kulturdenkmal ganz oder teilweise zerstört 

oder beseitigt, in seinem Erscheinungsbild beeinträch-

tigt oder auf sonstige Weise verändert werden, so ist 

der Veranlasser der Zerstörung, Beeinträchtigung o-

der sonstigen Veränderung im Rahmen des Zumutba-

ren zur fachgerechten Untersuchung, Bergung und 

Dokumentation des Kulturdenkmals verpflichtet. 

 

 § 7 

Maßnahmen und Zuständigkeit der Denkmalschutzbe-

hörden 

 

§ 7 

Maßnahmen und Zuständigkeit der Denkmalschutzbe-

hörden 



 

 

(1) Die Denkmalschutzbehörden haben zur Wahrneh-

mung ihrer Aufgaben diejenigen Maßnahmen zu tref-

fen, die ihnen nach pflichtgemäßem Ermessen erfor-

derlich erscheinen. Die Vorschriften der §§ 6, 7 und 9 

des Polizeigesetzes finden sinngemäß Anwendung. 

 

(2) Soweit ein Vorhaben einer Genehmigung nach die-

sem Gesetz bedarf, kann diese mit Bedingungen oder 

Auflagen verknüpft werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

(3) – (5) […]  

 

(1) Die Denkmalschutzbehörden haben zur Wahrneh-

mung ihrer Aufgaben diejenigen Maßnahmen zu tref-

fen, die ihnen nach pflichtgemäßem Ermessen erfor-

derlich erscheinen. Die Vorschriften der §§ 6, 7 und 9 

des Polizeigesetzes finden sinngemäß Anwendung. 

 

(2) Soweit ein Vorhaben einer Genehmigung nach 

diesem Gesetz bedarf, kann diese mit Bedingungen 

oder Auflagen verknüpft werden. Bis zur Erreichung 

der Netto-Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2040 

nach dem Klimaschutz- und Klimawandelanpassungs-

gesetz Baden-Württemberg ist der besonderen Be-

deutung von Energieeinsparung, -effizienz und erneu-

erbaren Energien sowie des Verteilnetzausbaus ge-

genüber denkmalschutzrechtlichen Belangen Rech-

nung zu tragen. 

 

(3) – (5) […] 

 

 § 15 

Wirkung der Eintragung 

 

(1) Ein eingetragenes Kulturdenkmal darf nur mit Ge-

nehmigung der Denkmalschutzbehörde 

 

§ 15 

Wirkung der Eintragung 

 

(1) Ein eingetragenes Kulturdenkmal darf nur mit Ge-

nehmigung der Denkmalschutzbehörde 

 



 

 

1. wiederhergestellt oder instand gesetzt werden, 

 

2. in seinem Erscheinungsbild oder seiner Substanz 

verändert werden, 

 

3. mit An- oder Aufbauten, Aufschriften oder Werbe-

einrichtungen versehen werden, 

 

4. von seinem Stand- oder Aufbewahrungsort insoweit 

entfernt werden, als bei der Eintragung aus Gründen 

des Denkmalschutzes verfügt wird, das Kulturdenkmal 

dürfe nicht entfernt werden. 

 

Einer Genehmigung bedarf auch die Aufhebung der 

Zubehöreigenschaft im Sinne von § 2 Abs. 2. 

 

(2) Aus einer eingetragenen Sachgesamtheit, insbe-

sondere aus einer Sammlung, dürfen Einzelsachen 

nur mit Genehmigung der Denkmalschutzbehörde ent-

fernt werden. Die höhere Denkmalschutzbehörde 

kann allgemein genehmigen, daß Einzelsachen im 

Rahmen der ordnungsgemäßen Verwaltung entfernt 

werden. 

 

1. wiederhergestellt oder instand gesetzt werden, 

 

2. in seinem Erscheinungsbild oder seiner Substanz 

verändert werden, 

 

3. mit An- oder Aufbauten, Aufschriften oder Werbe-

einrichtungen versehen werden, 

 

4. von seinem Stand- oder Aufbewahrungsort insoweit 

entfernt werden, als bei der Eintragung aus Gründen 

des Denkmalschutzes verfügt wird, das Kulturdenkmal 

dürfe nicht entfernt werden. 

 

Einer Genehmigung bedarf auch die Aufhebung der 

Zubehöreigenschaft im Sinne von § 2 Abs. 2. 

 

(2) Aus einer eingetragenen Sachgesamtheit, insbe-

sondere aus einer Sammlung, dürfen Einzelsachen 

nur mit Genehmigung der Denkmalschutzbehörde 

entfernt werden. Die höhere Denkmalschutzbehörde 

kann allgemein genehmigen, daß Einzelsachen im 

Rahmen der ordnungsgemäßen Verwaltung entfernt 

werden. 

 



 

 

(3) Bauliche Anlagen in der Umgebung eines eingetra-

genen Kulturdenkmals, soweit sie für dessen Erschei-

nungsbild von erheblicher Bedeutung ist, dürfen nur 

mit Genehmigung der Denkmalschutzbehörde errich-

tet, verändert oder beseitigt werden. Andere Vorhaben 

bedürfen dieser Genehmigung, wenn sich die bishe-

rige Grundstücksnutzung ändern würde. Die Geneh-

migung ist zu erteilen, wenn das Vorhaben das Er-

scheinungsbild des Denkmals nur unerheblich oder 

nur vorübergehend beeinträchtigen würde oder wenn 

überwiegende Gründe des Gemeinwohls unausweich-

lich Berücksichtigung verlangen. 

 

(3) Bauliche Anlagen in der Umgebung eines eingetra-

genen Kulturdenkmals, soweit sie für dessen Erschei-

nungsbild von erheblicher Bedeutung ist, dürfen nur 

mit Genehmigung der Denkmalschutzbehörde errich-

tet, verändert oder beseitigt werden. Andere Vorhaben 

bedürfen dieser Genehmigung, wenn sich die bishe-

rige Grundstücksnutzung ändern würde. Die Geneh-

migung ist zu erteilen, wenn das Vorhaben das Er-

scheinungsbild des Denkmals nur unerheblich oder 

nur vorübergehend beeinträchtigen würde oder wenn 

überwiegende Gründe des Gemeinwohls unausweich-

lich Berücksichtigung verlangen. 

 

(4) Bis zur Erreichung des Ziels der Netto-Treibhaus-

gasneutralität bis zum Jahr 2040 nach dem Klima-

schutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-

Württemberg stehen der Errichtung, Veränderung o-

der Beseitigung von Windenergieanlagen denkmal-

fachliche Belange nicht entgegen, soweit die Wind-

energieanlagen nicht in der Umgebung eines in 

höchstem Maße raumwirksamen eingetragenen Kul-

turdenkmals errichtet, verändert oder beseitigt wer-

den; die Genehmigung nach Absatz 3 Satz 3 ist regel-

mäßig zu erteilen. Entsprechendes gilt für Photovol-

taik- und Solarthermieanlagen. 



 

 

 

Landeshaushalts-

ordnung für Ba-

den-Württemberg 

 

§ 7 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, 

Kosten- und Leistungsrechnung 

 

(1) Bei der Aufstellung und Ausführung des Haushalts-

plans sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 

Sparsamkeit zu beachten. Diese Grundsätze ver-

pflichten auch zur Prüfung, inwieweit staatliche Aufga-

ben oder öffentlichen Zwecken dienende wirtschaftli-

che Tätigkeiten durch Ausgliederung und Entstaatli-

chung oder Privatisierung erfüllt werden können. 

 

 

 

(2) Für alle finanzwirksamen Maßnahmen sind ange-

messene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzu-

führen. Das Nähere bestimmt das Finanzministerium. 

 

 

 

(3) In geeigneten Bereichen soll eine Kosten- und 

Leistungsrechnung eingeführt werden. Das Nähere 

bestimmt die Landesregierung. 

§ 7 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, 

Kosten- und Leistungsrechnung 

 

(1) Bei der Aufstellung und Ausführung des Haushalts-

plans sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 

Sparsamkeit unter angemessener Berücksichtigung 

von Nachhaltigkeitsaspekten zu beachten. Diese 

Grundsätze verpflichten auch zur Prüfung, inwieweit 

staatliche Aufgaben oder öffentlichen Zwecken die-

nende wirtschaftliche Tätigkeiten durch Ausgliederung 

und Entstaatlichung oder Privatisierung erfüllt werden 

können. 

 

(2) Für alle finanzwirksamen Maßnahmen sind ange-

messene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzu-

führen. Dabei sind auch die mit den Maßnahmen ver-

bundenen Nachhaltigkeitsaspekte zu berücksichtigen. 

Das Nähere bestimmt das Finanzministerium. 

 

(3) In geeigneten Bereichen soll eine Kosten- und 

Leistungsrechnung eingeführt werden. Das Nähere 

bestimmt die Landesregierung. 



 

 

  

Landeshochschul-

gesetz 

 

§ 2 

Aufgaben 

 

(1) – (4) […] 

 

(5) Die Hochschulen tragen zum gesellschaftlichen 

Fortschritt bei. Dazu fördern sie im Rahmen ihrer Auf-

gaben unter anderem Innovation, Nachhaltigkeit und 

Tierschutz. Sie fördern durch Wissens-, Gestaltungs- 

und Technologietransfer die Umsetzung und Nutzung 

der Ergebnisse der Forschung und Entwicklung in die 

Praxis sowie den freien Zugang zu wissenschaftlichen 

Informationen. 

 

 

 

(6) – (9) […]   

§ 2 

Aufgaben 

 

(1) – (4) […] 

 

(5) Die Hochschulen tragen zum gesellschaftlichen 

Fortschritt bei. Dazu fördern sie im Rahmen ihrer Auf-

gaben unter anderem Innovation, Nachhaltigkeit ein-

schließlich des Schutzes des Klimas und der Anpas-

sung an die unvermeidbaren Folgen des Klimawan-

dels sowie Tierschutz. Sie fördern durch Wissens-, 

Gestaltungs- und Technologietransfer die Umsetzung 

und Nutzung der Ergebnisse der Forschung und Ent-

wicklung in die Praxis sowie den freien Zugang zu 

wissenschaftlichen Informationen. 

 

(6) – (9) […]  

 

Wassergesetz 

für Baden-Würt-

temberg 

 

§ 1 

Allgemeine Grundsätze 

 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, die Regelungen des 

Wasserhaushaltsgesetzes (WHG), in der jeweils gel-

§ 1 

Allgemeine Grundsätze 

 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, die Regelungen 

des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG), in der jeweils 

geltenden Fassung, auszuführen und zu ergänzen, 



 

 

tenden Fassung, auszuführen und zu ergänzen, so-

weit das Wasserhaushaltsgesetz keine oder keine ab-

schließende Regelung getroffen hat oder bestimmte 

Regelungsbereiche ausdrücklich dem Landesrecht er-

öffnet sind. Das Gesetz enthält auch vom Wasser-

haushaltsgesetz abweichende Regelungen. 

 

(2) Neben dem Zweck und den Zielen des Wasser-

haushaltsgesetzes sind zusätzlich folgende Grunds-

ätze zu beachten: 

 

1. mit dem Allgemeingut Wasser ist sparsam und effi-

zient umzugehen, 

 

2. die Gewässer sind wirksam vor stofflichen Belas-

tungen zu schützen, 

 

3. beim Hochwasserschutz sollen ökologisch verträgli-

che Lösungen angestrebt werden und 

 

4. der Klimaschutz und die Anpassung an die Folgen 

des Klimawandels sollen berücksichtigt werden. 

 

soweit das Wasserhaushaltsgesetz keine oder keine 

abschließende Regelung getroffen hat oder bestimmte 

Regelungsbereiche ausdrücklich dem Landesrecht er-

öffnet sind. Das Gesetz enthält auch vom Wasser-

haushaltsgesetz abweichende Regelungen. 

 

 

(2) Neben dem Zweck und den Zielen des Wasser-

haushaltsgesetzes sind zusätzlich folgende Grunds-

ätze zu beachten: 

 

1. mit dem Allgemeingut Wasser ist sparsam und effi-

zient umzugehen, 

 

2. die Gewässer sind wirksam vor stofflichen Belas-

tungen zu schützen, 

 

3. beim Hochwasserschutz sollen ökologisch verträgli-

che Lösungen angestrebt werden und,  

 

4. der Klimaschutz und die Anpassung an die Folgen 

des Klimawandels sollen berücksichtigt werden. und  

 



 

 

5. die Gewässer sind wirksam gegen thermische Be-

lastung zu schützen. Soweit es dem Gewässertyp ent-

spricht, soll die Anlage eines Gehölzsaums angestrebt 

werden. 

 

Hierbei ist insbesondere der besonderen Bedeutung 

von Energieeinsparung, -effizienz und erneuerbaren 

Energien sowie des Verteilnetzausbaus nach dem Kli-

maschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Ba-

den-Württemberg Rechnung zu tragen. 

 

 § 12 

Grundsätze 

 

(1) Die Gewässer sind nach Maßgabe des § 6 WHG 

zu bewirtschaften. 

 

(2) Die nachhaltige Bewirtschaftung der Gewässer soll 

auch durch ökonomische Instrumente und durch Maß-

nahmen zur Bewusstseinsbildung gefördert werden. 

 

(3) Das natürliche Wasserrückhaltevermögen ist zu er-

halten. Besteht kein natürliches Wasserrückhaltever-

mögen oder reicht dieses nicht aus, ist es zu verbes-

sern. Der Wasserabfluss darf nur aus wichtigem 

§ 12 

Grundsätze 

 

(1) Die Gewässer sind nach Maßgabe des § 6 WHG 

zu bewirtschaften. 

 

(2) Die nachhaltige Bewirtschaftung der Gewässer soll 

auch durch ökonomische Instrumente und durch Maß-

nahmen zur Bewusstseinsbildung gefördert werden. 

 

(3) Das natürliche Wasserrückhaltevermögen ist zu 

erhalten. Besteht kein natürliches Wasserrückhalte-

vermögen oder reicht dieses nicht aus, ist es zu ver-

bessern. Eine Stärkung der Grundwasserneubildung 



 

 

Grund, insbesondere zum Schutz von Siedlungsberei-

chen vor Hochwasser, beschleunigt werden. 

 

 

 

(4) Benutzungen des Grundwassers dürfen nur im 

Rahmen der Neubildung zugelassen werden. Ausnah-

men können für die Entnahme von Mineral- und Ther-

malwasser gewährt werden. 

 

(5) Bei der Planung und Ausführung von Baumaßnah-

men und anderen Veränderungen der Erdoberfläche 

sind die Belange der Grundwasserneubildung, der 

Gewässerökologie und des Hochwasserschutzes zu 

berücksichtigen. 

 

ist anzustreben. Der Wasserabfluss darf nur aus wich-

tigem Grund, insbesondere zum Schutz von Sied-

lungsbereichen vor Hochwasser, beschleunigt wer-

den. 

 

(4) Benutzungen des Grundwassers dürfen nur im 

Rahmen der Neubildung zugelassen werden. Ausnah-

men können für die Entnahme von Mineral- und Ther-

malwasser gewährt werden. 

 

(5) Bei der Planung und Ausführung von Baumaßnah-

men und anderen Veränderungen der Erdoberfläche 

sind die Belange der Grundwasserneubildung, der 

Gewässerökologie und des Hochwasserschutzes zu 

berücksichtigen. 

 § 28 

Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Gewäs-

sern 

 

(zu § 36 WHG) 

 

(1) Die Errichtung und der Betrieb von Bauten oder 

sonstigen Anlagen in, an, über und unter oberirdi-

schen Gewässern und deren wesentliche Änderung, 

§ 28 

Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Gewäs-

sern 

 

(zu § 36 WHG) 

 

(1) Die Errichtung und der Betrieb von Bauten oder 

sonstigen Anlagen in, an, über und unter oberirdi-

schen Gewässern und deren wesentliche Änderung, 



 

 

soweit diese nicht der Gewässerunterhaltung dienen, 

bedürfen der wasserrechtlichen Erlaubnis oder Bewilli-

gung, wenn dadurch der Wasserabfluss, die Unterhal-

tung des Gewässers oder die ökologischen Funktio-

nen des Gewässers beeinträchtigt oder die Schifffahrt 

oder die Fischerei gefährdet oder behindert werden 

können. 

 

(2) Es gelten die für die Zulassung einer Gewässerbe-

nutzung und die für Wasserbenutzungsanlagen beste-

henden Bestimmungen. Die Zulassung für diese Vor-

haben kann auch versagt werden, wenn die Zustim-

mung des Eigentümers des Betts eines öffentlichen 

Gewässers oder des Ufergrundstücks oder des sonst 

Berechtigten nicht vorliegt. 

 

(3) Für bestehende Anlagen, die bis zum Inkrafttreten 

dieses Gesetzes nach § 76 Absatz 1 Satz 1 des Was-

sergesetzes für Baden-Württemberg in seiner bis zum 

1. Januar 2014 geltenden Fassung genehmigt wur-

den, gelten diese Genehmigungen als Erlaubnisse 

fort. Bestehende Anlagen, die nach § 76 Absatz 1 

Satz 3 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg in 

seiner bis zum 1. Januar 2014 geltenden Fassung kei-

soweit diese nicht der Gewässerunterhaltung dienen, 

bedürfen der wasserrechtlichen Erlaubnis oder Bewil-

ligung, wenn dadurch der Wasserabfluss, die Unter-

haltung des Gewässers oder die ökologischen Funkti-

onen des Gewässers beeinträchtigt oder die Schiff-

fahrt oder die Fischerei gefährdet oder behindert wer-

den können. 

 

(2) Es gelten die für die Zulassung einer Gewässerbe-

nutzung und die für Wasserbenutzungsanlagen beste-

henden Bestimmungen. Die Zulassung für diese Vor-

haben kann auch versagt werden, wenn die Zustim-

mung des Eigentümers des Betts eines öffentlichen 

Gewässers oder des Ufergrundstücks oder des sonst 

Berechtigten nicht vorliegt. 

 

(3) Für bestehende Anlagen, die bis zum Inkrafttreten 

dieses Gesetzes nach § 76 Absatz 1 Satz 1 des Was-

sergesetzes für Baden-Württemberg in seiner bis zum 

1. Januar 2014 geltenden Fassung genehmigt wur-

den, gelten diese Genehmigungen als Erlaubnisse 

fort. Bestehende Anlagen, die nach § 76 Absatz 1 

Satz 3 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg 

in seiner bis zum 1. Januar 2014 geltenden Fassung 



 

 

ner Genehmigung bedurften, dürfen ohne Erlaubnis o-

der Bewilligung nach Absatz 1 weiterbetrieben wer-

den. 

 

keiner Genehmigung bedurften, dürfen ohne Erlaub-

nis oder Bewilligung nach Absatz 1 weiterbetrieben 

werden. 

 

(4) Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Ge-

wässern sind nach den allgemein anerkannten Regeln 

der Technik zu errichten, zu betreiben und zu unter-

halten. 

 

 § 76 

Gewässerkundlicher Dienst 

 

Das Land unterhält einen gewässerkundlichen Dienst, 

der die Wasserbehörden bei der Erfüllung ihrer Aufga-

ben unterstützt. Der gewässerkundliche Dienst hat im 

von der obersten Wasserbehörde festgelegten Um-

fang insbesondere 

 

1. Gewässerdaten zu ermitteln, zu verarbeiten und zu 

veröffentlichen, 

 

2. die Auswirkungen von Benutzungen auf die Gewäs-

ser zu untersuchen und zu beurteilen, 

 

§ 76 

Gewässerkundlicher Dienst 

 

Das Land unterhält einen gewässerkundlichen Dienst, 

der die Wasserbehörden bei der Erfüllung ihrer Aufga-

ben unterstützt. Der gewässerkundliche Dienst hat im 

von der obersten Wasserbehörde festgelegten Um-

fang insbesondere 

 

1. Gewässerdaten zu ermitteln, zu verarbeiten und zu 

veröffentlichen, 

 

2. die Auswirkungen von Benutzungen auf die Gewäs-

ser zu untersuchen und zu beurteilen, 

 



 

 

3. den Zustand der Oberflächengewässer, des Grund-

wassers und der Schutzgebiete zu beobachten und zu 

bewerten, 

 

4. den Zustand der Gewässer regelmäßig in einem 

Bericht darzustellen, 

 

5. die Berichtspflichten des Landes über den Zustand 

der Gewässer gegenüber dem Bund zu erfüllen und 

 

6. bei der Aufstellung und Aktualisierung von Maßnah-

menprogrammen und Bewirtschaftungsplänen sowie 

 

 

7. bei der Durchführung der §§ 73 bis 75 und 79 WHG 

mitzuwirken. 

 

 

 

 

 

 

Trägerin des gewässerkundlichen Dienstes ist die 

Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Natur-

3. den Zustand der Oberflächengewässer, des Grund-

wassers und der Schutzgebiete zu beobachten und zu 

bewerten, 

 

4. den Zustand der Gewässer regelmäßig in einem 

Bericht darzustellen, 

 

5. die Berichtspflichten des Landes über den Zustand 

der Gewässer gegenüber dem Bund zu erfüllen, und 

 

6. bei der Aufstellung und Aktualisierung von Maßnah-

menprogrammen und Bewirtschaftungsplänen mitzu-

wirken, sowie 

 

7. bei der Durchführung der §§ 73 bis 75 und 79 WHG 

mitzuwirken. und  

 

8. die Folgen des Klimawandels für die Gewässer des 

Landes regelmäßig zu überprüfen und zu bewerten 

sowie entsprechende Prognosen und Szenarien be-

reitzustellen. 

 

Trägerin des gewässerkundlichen Dienstes ist die 

Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Natur-



 

 

schutz Baden-Württemberg (LUBW). Der gewässer-

kundliche Dienst kann sich zur Erfüllung dieser Aufga-

ben Dritter bedienen. § 101 WHG gilt für die Durchfüh-

rung des gewässerkundlichen Dienstes entsprechend. 

 

schutz Baden-Württemberg (LUBW). Der gewässer-

kundliche Dienst kann sich zur Erfüllung dieser Aufga-

ben Dritter bedienen. § 101 WHG gilt für die Durch-

führung des gewässerkundlichen Dienstes entspre-

chend. 

 

 § 82 

Sachliche Zuständigkeit 

 

(1) Die untere Wasserbehörde ist sachlich zuständig, 

sofern nichts anderes bestimmt ist. Ist die Gebietskör-

perschaft, für deren Bezirk die untere Wasserbehörde 

zuständig ist, selbst beteiligt, bedarf die Entscheidung 

der Zustimmung der höheren Wasserbehörde, wenn 

gegen das Vorhaben Einwendungen erhoben werden. 

Die Gebietskörperschaft ist nicht allein dadurch selbst 

beteiligt, dass sie gegen das Vorhaben Einwendungen 

erhebt. Für die Erhebung des Wasserentnahmeent-

gelts und der Abwasserabgabe ist die untere Wasser-

behörde zuständig. Zuständige Behörden im Sinne 

des § 26 Absatz 1 des Wassersicherstellungsgesetzes 

und § 14 Absatz 3 des Bundeswasserstraßengesetzes 

sind die unteren Wasserbehörden. 

 

(2) Die höhere Wasserbehörde ist sachlich zuständig 

§ 82 

Sachliche Zuständigkeit 

 

(1) Die untere Wasserbehörde ist sachlich zuständig, 

sofern nichts anderes bestimmt ist. Ist die Gebietskör-

perschaft, für deren Bezirk die untere Wasserbehörde 

zuständig ist, selbst beteiligt, bedarf die Entscheidung 

der Zustimmung der höheren Wasserbehörde, wenn 

gegen das Vorhaben Einwendungen erhoben werden. 

Die Gebietskörperschaft ist nicht allein dadurch selbst 

beteiligt, dass sie gegen das Vorhaben Einwendungen 

erhebt. Für die Erhebung des Wasserentnahmeent-

gelts und der Abwasserabgabe ist die untere Wasser-

behörde zuständig. Zuständige Behörden im Sinne 

des § 26 Absatz 1 des Wassersicherstellungsgesetzes 

und § 14 Absatz 3 des Bundeswasserstraßengeset-

zes sind die unteren Wasserbehörden. 

 

(2) Die höhere Wasserbehörde ist sachlich zuständig 



 

 

 

1. für Entscheidungen, die folgende Gewässerbenut-

zungen und Vorhaben betreffen: 

 

a) Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten und Ablei-

ten von Grundwasser, wenn die zu nutzende Wasser-

menge fünf Millionen Kubikmeter im Jahr übersteigt, 

 

b) Entnehmen und Ableiten von Wasser aus oberirdi-

schen Gewässern, wenn die zu nutzende Wasser-

menge 40 000 Kubikmeter je Tag übersteigt, 

 

c) Aufstauen von Wasserläufen sowie Entnehmen und 

Ableiten von Wasser aus Wasserläufen für Zwecke 

der Gewinnung und Ausnutzung von Wasserkräften, 

wenn die zu nutzende Leistung der Rohwasserkraft 

1000 Kilowatt übersteigt, 

 

d) Errichtung, Betrieb und Änderung von Talsperren 

im Sinne von § 63 Absatz 1 und von Pumpspeicher-

werken mit Speicherbecken, soweit diese über ein 

Fassungsvermögen von mehr als 100 000 Kubikmeter 

verfügen, 

 

 

1. für Entscheidungen, die folgende Gewässerbenut-

zungen und Vorhaben betreffen: 

 

a) Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten und Ablei-

ten von Grundwasser, wenn die zu nutzende Wasser-

menge fünf Millionen Kubikmeter im Jahr übersteigt, 

 

b) Entnehmen und Ableiten von Wasser aus oberirdi-

schen Gewässern, wenn die zu nutzende Wasser-

menge 40 000 Kubikmeter je Tag übersteigt, 

 

c) Aufstauen von Wasserläufen sowie Entnehmen und 

Ableiten von Wasser aus Wasserläufen für Zwecke 

der Gewinnung und Ausnutzung von Wasserkräften, 

wenn die zu nutzende Leistung der Rohwasserkraft 

1000 Kilowatt übersteigt, 

 

d) Errichtung, Betrieb und Änderung von Talsperren 

im Sinne von § 63 Absatz 1 und von Pumpspeicher-

werken mit Speicherbecken, soweit diese über ein 

Fassungsvermögen von mehr als 100 000 Kubikmeter 

verfügen, 

 



 

 

e) Einleiten von Stoffen aus Abwasserbehandlungsan-

lagen, die für organisch belastetes Abwasser von 

mehr als 6000 kg/d BSB5 (roh) oder für eine Menge 

von anorganisch belastetem Abwasser (einschließlich 

Kühlwasser) von mehr als 3000 Kubikmeter in zwei 

Stunden oder für mehr als 100 000 Einwohnerwerte 

(EW) ausgelegt sind, 

 

f) Errichtung, Betrieb und Änderung von Hafen- und 

Umschlaganlagen sowie Lade- und Löschplätzen für 

den Güterverkehr auf den Bundeswasserstraßen, 

 

g) Errichtung, Betrieb und Änderung von Rohrleitungs-

anlagen zum Befördern von wassergefährdenden 

Stoffen nach Nummer 19.3. der Anlage 1 zum UVPG; 

 

 

die Zuständigkeit der höheren Wasserbehörde er-

streckt sich auch auf die Vorbereitung der Entschei-

dung, die Anhörung sowie alle damit im Zusammen-

hang stehenden Verfahren, 

 

2. für Betriebsgelände, soweit sie nicht der Bergauf-

sicht unterliegen, auf denen 

 

e) Einleiten von Stoffen aus Abwasserbehandlungsan-

lagen, die für organisch belastetes Abwasser von 

mehr als 6000 kg/d BSB5 (roh) oder für eine Menge 

von anorganisch belastetem Abwasser (einschließlich 

Kühlwasser) von mehr als 3000 Kubikmeter in zwei 

Stunden oder für mehr als 100 000 Einwohnerwerte 

(EW) ausgelegt sind, 

 

f) Errichtung, Betrieb und Änderung von Hafen- und 

Umschlaganlagen sowie Lade- und Löschplätzen für 

den Güterverkehr auf den Bundeswasserstraßen, 

 

g) Errichtung, Betrieb und Änderung von Rohrlei-

tungsanlagen zum Befördern von wassergefährden-

den Stoffen nach Nummer 19.3. der Anlage 1 zum 

UVPG; 

 

die Zuständigkeit der höheren Wasserbehörde er-

streckt sich auch auf die Vorbereitung der Entschei-

dung, die Anhörung sowie alle damit im Zusammen-

hang stehenden Verfahren, 

 

2. für Betriebsgelände, soweit sie nicht der Bergauf-

sicht unterliegen, auf denen 

 



 

 

a) mindestens eine Anlage, die in Anhang 1 Spalte d 

der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-

gen mit dem Buchstaben E gekennzeichnet ist, 

 

b) mindestens ein Betriebsbereich nach § 3 Absatz 5a 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes oder 

 

c) mindestens eine Anlage, die nach § 60 Absatz 3 

Satz 1 Nummer 2 und 3 WHG genehmigungsbedürftig 

ist, 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

vorhanden ist oder errichtet werden soll. 

 

Betriebsgelände ist ein abgegrenzter Teil der Erdober-

fläche, auf dem sich Anlagen, Geschäftseinrichtungen 

oder Betriebsbereiche befinden, die in räumlichem, 

a) mindestens eine Anlage, die in Anhang 1 Spalte d 

der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-

gen mit dem Buchstaben E gekennzeichnet ist, 

 

b) mindestens ein Betriebsbereich nach § 3 Absatz 5a 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, oder 

 

c) mindestens eine Anlage, die nach § 60 Absatz 3 

Satz 1 Nummer 2 und 3 Nummer 2 oder 3 WHG ge-

nehmigungsbedürftig ist, oder 

 

d) mindestens eine Deponie nach Artikel 10 der Richt-

linie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 24. November 2010 über Industrie-

emissionen (integrierte Vermeidung und Verminde-

rung der Umweltverschmutzung) (ABl. L 334 vom 

17.12.2010, S. 17, ber. ABl. L 158 vom 19.6.2012, S. 

25) in der jeweils geltenden Fassung in Verbindung 

mit Anhang I der Richtlinie 2010/75/EU 

 

vorhanden ist oder errichtet werden soll. 

 

Betriebsgelände ist ein abgegrenzter Teil der Erdober-

fläche, auf dem sich Anlagen, Geschäftseinrichtungen 

oder Betriebsbereiche befinden, die in räumlichem, 



 

 

technischem oder betrieblichem Zusammenhang ste-

hen und der Aufsicht oder Verfügungsgewalt einer na-

türlichen oder juristischen Person (Betreiber) unterlie-

gen; die Zuständigkeit der höheren Wasserbehörde 

erstreckt sich auf alle Verfahrensschritte, einschließ-

lich der Vorbereitung der Entscheidung und der Anhö-

rung von Beteiligten sowie auf alle damit im Zusam-

menhang stehenden sonstigen Verfahren und der 

Überwachung. Für Betriebsgelände, die der Bergauf-

sicht unterliegen, ist das Regierungspräsidium Frei-

burg zuständig. 

 

(3) – (6) […] 

technischem oder betrieblichem Zusammenhang ste-

hen und der Aufsicht oder Verfügungsgewalt einer na-

türlichen oder juristischen Person (Betreiber) unterlie-

gen; die Zuständigkeit der höheren Wasserbehörde 

erstreckt sich auf alle Verfahrensschritte, einschließ-

lich der Vorbereitung der Entscheidung und der Anhö-

rung von Beteiligten sowie auf alle damit im Zusam-

menhang stehenden sonstigen Verfahren und der 

Überwachung. Für Betriebsgelände, die der Bergauf-

sicht unterliegen, ist das Regierungspräsidium Frei-

burg zuständig. 

 

(3) – (6) […] 

 

Landes-Kreislauf-

wirtschaftsgesetz 

 

§ 3 

Vermeidung und Verwertung von Bau- und Abbruch-

abfällen 

 

(1) Bei der Konstruktion und der Materialauswahl zur 

Errichtung baulicher Anlagen soll darauf geachtet wer-

den, dass die nach dem Ende der Nutzungsphase 

beim Rückbau und Abbruch der Anlagen anfallenden 

Abfälle verwertet werden können, soweit dies tech-

nisch möglich und wirtschaftlich zumutbar ist. 

 

§ 3 

Vermeidung und Verwertung von Bau- und Abbruch-

abfällen 

 

(1) Bei der Konstruktion und der Materialauswahl zur 

Errichtung baulicher Anlagen soll darauf geachtet wer-

den, dass die nach dem Ende der Nutzungsphase 

beim Rückbau und Abbruch der Anlagen anfallenden 

Abfälle verwertet werden können, soweit dies tech-

nisch möglich und wirtschaftlich zumutbar ist. 

 



 

 

(2) Bei der Errichtung und beim Abbruch baulicher An-

lagen ist sicherzustellen, dass die dabei anfallenden 

Abfälle möglichst hochwertig verwertet werden, soweit 

dies technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar ist. 

 

(3) Bei der Ausweisung von Baugebieten und der 

Durchführung von Bauvorhaben im Sinne von Absatz 

4 sollen die Abfallrechtsbehörden und die öffentlich-

rechtlichen Entsorgungsträger im Rahmen ihrer jewei-

ligen Zuständigkeit, insbesondere im Rahmen der An-

hörung der Träger öffentlicher Belange, darauf hinwir-

ken, dass ein Erdmassenausgleich durchgeführt wird. 

Dabei sollen durch die Festlegung von Straßen- und 

Gebäudeniveaus die bei der Bebauung zu erwarten-

den anfallenden Aushubmassen vor Ort verwendet 

werden. Dies gilt in besonderem Maße in Gebieten mit 

erhöhten Belastungen nach § 12 Absatz 10 der Bun-

des-Bodenschutz- und Altlastenverordnung. Für nicht 

verwendbare Aushubmassen sollen entsprechende 

Entsorgungsmöglichkeiten eingeplant werden. 

 

(4) Im Falle eines verfahrenspflichtigen Bauvorhabens 

mit einem zu erwartenden Anfall von mehr als 500 Ku-

bikmetern Bodenaushub, einer verfahrenspflichtigen 

(2) Bei der Errichtung und beim Abbruch baulicher An-

lagen ist sicherzustellen, dass die dabei anfallenden 

Abfälle möglichst hochwertig verwertet werden, soweit 

dies technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar ist. 

 

(3) Bei der Ausweisung von Baugebieten und der 

Durchführung von Bauvorhaben im Sinne von Absatz 

4 sollen die Abfallrechtsbehörden und die öffentlich-

rechtlichen Entsorgungsträger im Rahmen ihrer jewei-

ligen Zuständigkeit, insbesondere im Rahmen der An-

hörung der Träger öffentlicher Belange, darauf hinwir-

ken, dass ein Erdmassenausgleich durchgeführt wird. 

Dabei sollen durch die Festlegung von Straßen- und 

Gebäudeniveaus die bei der Bebauung zu erwarten-

den anfallenden Aushubmassen vor Ort verwendet 

werden. Dies gilt in besonderem Maße in Gebieten 

mit erhöhten Belastungen nach § 12 Absatz 10 der 

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung. Für 

nicht verwendbare Aushubmassen sollen entspre-

chende Entsorgungsmöglichkeiten eingeplant werden. 

 

(4) Im Falle eines verfahrenspflichtigen Bauvorhabens 

mit einem zu erwartenden Anfall von mehr als 500 Ku-

bikmetern Bodenaushub, einer verfahrenspflichtigen 



 

 

Abbruchmaßnahme oder einen Teilabbruch umfassen-

den verfahrenspflichtigen Baumaßnahme ist im Rah-

men des Verfahrens der Baurechtsbehörde ein Abfall-

verwertungskonzept vorzulegen und durch die zustän-

dige Abfallrechtsbehörde zu prüfen. Das nähere kann 

in einer Verwaltungsvorschrift des Umweltministeri-

ums geregelt werden. Die Bestimmungen der Gefahr-

stoffverordnung und des Arbeitsschutzes bleiben hier-

von unberührt. 

 

(5) Soweit eine bodenkundliche Baubegleitung gemäß 

§ 2 Absatz 3 Satz 2 des Landes-Bodenschutz- und 

Altlastengesetzes bestellt ist, hat sie von ihr im Zu-

sammenhang mit dem Vorhaben erkannte Verstöße 

gegen die Vorschriften der Absätze 2 und 4 der zu-

ständigen Abfallrechtsbehörde zu melden. 

 

Abbruchmaßnahme oder einen Teilabbruch umfassen-

den verfahrenspflichtigen Baumaßnahme ist im Rah-

men des Verfahrens der Baurechtsbehörde verfah-

rensführenden Behörde ein Abfallverwertungskonzept 

vorzulegen und durch die zuständige Abfallrechtsbe-

hörde zu prüfen. Das nähere kann in einer Verwal-

tungsvorschrift des Umweltministeriums geregelt wer-

den. Die Bestimmungen der Gefahrstoffverordnung 

und des Arbeitsschutzes bleiben hiervon unberührt. 

 

(5) Soweit eine bodenkundliche Baubegleitung gemäß 

§ 2 Absatz 3 Satz 2 des Landes-Bodenschutz- und 

Altlastengesetzes bestellt ist, hat sie von ihr im Zu-

sammenhang mit dem Vorhaben erkannte Verstöße 

gegen die Vorschriften der Absätze 2 und 4 der zu-

ständigen Abfallrechtsbehörde zu melden. 

 § 23 

Abfallrechtsbehörden 

 

(1) Der Vollzug des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, des 

Übereinkommens vom 9. September 1996 über die 

Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen in der 

Rhein- und Binnenschifffahrt, des Ausführungsgeset-

zes zu dem Übereinkommen vom 9. September 1996 

§ 23 

Abfallrechtsbehörden 

 

(1) Der Vollzug des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, des 

Übereinkommens vom 9. September 1996 über die 

Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen in der 

Rhein- und Binnenschifffahrt, des Ausführungsgeset-

zes zu dem Übereinkommen vom 9. September 1996 



 

 

über die Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfäl-

len in der Rhein- und Binnenschifffahrt, dieses Geset-

zes und der sonstigen abfallrechtlichen Vorschriften 

obliegt den Abfallrechtsbehörden, soweit nichts ande-

res bestimmt ist. 

 

(2) Abfallrechtsbehörden sind 

 

1. das Umweltministerium als oberste Abfallrechtsbe-

hörde, 

 

2. die Regierungspräsidien als höhere Abfallrechtsbe-

hörden und 

 

3. die unteren Verwaltungsbehörden als untere Abfall-

rechtsbehörden. 

 

(3) Die untere Abfallrechtsbehörde ist sachlich zustän-

dig, soweit nichts anderes bestimmt ist. Ihre Aufgaben 

werden von der höheren Abfallrechtsbehörde wahrge-

nommen, wenn die Gebietskörperschaft, für deren Be-

zirk die untere Abfallrechtsbehörde zuständig ist, oder 

eine juristische Person des Privatrechts oder ein Ab-

fallverband, an denen sie mit mehr als 50 Prozent be-

über die Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfäl-

len in der Rhein- und Binnenschifffahrt, dieses Geset-

zes und der sonstigen abfallrechtlichen Vorschriften 

obliegt den Abfallrechtsbehörden, soweit nichts ande-

res bestimmt ist. 

 

(2) Abfallrechtsbehörden sind 

 

1. das Umweltministerium als oberste Abfallrechtsbe-

hörde, 

 

2. die Regierungspräsidien als höhere Abfallrechtsbe-

hörden und 

 

3. die unteren Verwaltungsbehörden als untere Abfall-

rechtsbehörden. 

 

(3) Die untere Abfallrechtsbehörde ist sachlich zustän-

dig, soweit nichts anderes bestimmt ist. Ihre Aufgaben 

werden von der höheren Abfallrechtsbehörde wahrge-

nommen, wenn die Gebietskörperschaft, für deren Be-

zirk die untere Abfallrechtsbehörde zuständig ist, oder 

eine juristische Person des Privatrechts oder ein Ab-

fallverband, an denen sie mit mehr als 50 Prozent be-



 

 

teiligt ist, Antragsteller oder Adressat einer Zulas-

sungsentscheidung, Anordnung oder sonstigen Maß-

nahme ist. 

 

(4) Für den Vollzug des Ausführungsgesetzes zu dem 

Übereinkommen vom 9. September 1996 über die 

Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen in der 

Rhein- und Binnenschifffahrt auf den nach Anlage 1 

des Übereinkommens vom 9. September 1996 über 

die Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen in 

der Rhein- und Binnenschifffahrt genannten Wasser-

straßen ist der Polizeivollzugsdienst in Wahrnehmung 

der Aufgaben der Wasserschutzpolizei zuständig. 

 

(5) Die höhere Abfallrechtsbehörde ist sachlich zu-

ständig, soweit nichts anderes bestimmt ist, für 

 

1. die Zustimmung nach § 20 Absatz 3 KrWG, 

 

2. die Feststellungen nach § 26 Absatz 3 KrWG, so-

fern ausschließlich nicht gefährliche Abfälle betroffen 

sind, 

 

teiligt ist, Antragsteller oder Adressat einer Zulas-

sungsentscheidung, Anordnung oder sonstigen Maß-

nahme ist. 

 

(4) Für den Vollzug des Ausführungsgesetzes zu dem 

Übereinkommen vom 9. September 1996 über die 

Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen in der 

Rhein- und Binnenschifffahrt auf den nach Anlage 1 

des Übereinkommens vom 9. September 1996 über 

die Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen in 

der Rhein- und Binnenschifffahrt genannten Wasser-

straßen ist der Polizeivollzugsdienst in Wahrnehmung 

der Aufgaben der Wasserschutzpolizei zuständig. 

 

(5) Die höhere Abfallrechtsbehörde ist sachlich zu-

ständig, soweit nichts anderes bestimmt ist, für 

 

1. die Zustimmung nach § 20 Absatz 3 KrWG, 

 

2. die Feststellungen nach § 26 Absatz 3 KrWG, so-

fern ausschließlich nicht gefährliche Abfälle betroffen 

sind, 

 



 

 

3. die Verpflichtung nach § 29 Absatz 1 KrWG und die 

Übertragung der Abfallbeseitigung nach § 29 Absatz 2 

KrWG, 

 

4. die Planfeststellung nach § 35 Absatz 2 KrWG als 

Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde, die Plan-

genehmigung nach § 35 Absatz 3 KrWG als Plange-

nehmigungsbehörde, die Prüfung der Änderungsan-

zeigen nach § 35 Absatz 4 KrWG, die Überwachung 

nach § 47 KrWG und die Anordnungen nach § 62 

KrWG sowie die Überwachung und Anordnungen 

nach § 19 bei Deponien nach Anhang I der Richtlinie 

2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissio-

nen (integrierte Vermeidung und Verminderung der 

Umweltverschmutzung) (ABl. L 334 vom 17.12.2010, 

S. 17, ber. ABl. L 158 vom 19.6.2012, S. 25) in den je-

weils geltenden Fassungen, bei Deponien in der Trä-

gerschaft eines öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ-

gers bis zur Feststellung des Abschlusses der Nach-

sorgephase nach § 40 Absatz 5 KrWG, 

 

3. die Verpflichtung nach § 29 Absatz 1 KrWG und die 

Übertragung der Abfallbeseitigung nach § 29 Absatz 2 

KrWG, 

 

4. die Planfeststellung nach § 35 Absatz 2 KrWG als 

Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde, die Plan-

genehmigung nach § 35 Absatz 3 KrWG als Plange-

nehmigungsbehörde, die Prüfung der Änderungsan-

zeigen nach § 35 Absatz 4 KrWG, die Überwachung 

nach § 47 KrWG und die Anordnungen nach § 62 

KrWG sowie die Überwachung und Anordnungen 

nach § 19 bei Deponien nach Anhang I der Richtlinie 

2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissio-

nen (integrierte Vermeidung und Verminderung der 

Umweltverschmutzung) (ABl. L 334 vom 17.12.2010, 

S. 17, ber. ABl. L 158 vom 19.6.2012, S. 25) in den je-

weils geltenden Fassungen, bei Deponien in der Trä-

gerschaft eines öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ-

gers bis zur Feststellung des Abschlusses der Nach-

sorgephase nach § 40 Absatz 5 KrWG, 

 



 

 

5. die Planfeststellung, Plangenehmigung, Prüfung 

von Änderungsanzeigen, Überwachung von Anord-

nungen bei sonstigen Deponien auf einem Betriebsge-

lände, auf dem 

 

a) mindestens eine Anlage, die in Anhang 1 Spalte d 

der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-

gen (4. BImSchV) mit dem Buchstaben E gekenn-

zeichnet ist, 

 

b) mindestens ein Betriebsbereich nach § 3 Absatz 5a 

BImSchG oder 

 

c) mindestens eine Anlage, die nach § 60 Absatz 3 

Satz 1 Nummer 2 und 3 des Wasserhaushaltsgeset-

zes (WHG) genehmigungsbedürftig ist, 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5. die Planfeststellung, Plangenehmigung, Prüfung 

von Änderungsanzeigen, Überwachung von Anord-

nungen bei sonstigen Deponien auf einem Betriebs-

gelände, auf dem 

 

a) mindestens eine Anlage, die in Anhang 1 Spalte d 

der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-

gen (4. BImSchV) mit dem Buchstaben E gekenn-

zeichnet ist, 

 

b) mindestens ein Betriebsbereich nach § 3 Absatz 5a 

BImSchG, oder 

 

c) mindestens eine Anlage, die nach § 60 Absatz 3 

Satz 1 Nummer 2 und 3 Nummer 2 oder 3 des Was-

serhaushaltsgesetzes (WHG) genehmigungsbedürftig 

ist, oder 

 

d) mindestens eine Deponie nach Artikel 10 der Richt-

linie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 24. November 2010 über Industrie-

emissionen (integrierte Vermeidung und Verminde-

rung der Umweltverschmutzung) (ABl. L 334 vom 

17.12.2010, S. 17, ber. ABl. L 158 vom 19.6.2012, S. 



 

 

 

 

 

vorhanden ist oder errichtet werden soll, 

 

6. den Vollzug des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, die-

ses Gesetzes und der sonstigen abfallrechtlichen Vor-

schriften auf einem Betriebsgelände, auf dem 

 

a) mindestens eine Anlage, die in Anhang 1 Spalte d 

4. BImSchV mit dem Buchstaben E gekennzeichnet 

ist, 

 

b) mindestens ein Betriebsbereich nach § 3 Absatz 5a 

BImSchG oder 

 

c) mindestens eine Anlage, die nach § 60 Absatz 3 

Satz 1 Nummer 2 WHG genehmigungsbedürftig ist, 

 

 

 

 

 

 

 

25) in der jeweils geltenden Fassung in Verbindung 

mit Anhang I der Richtlinie 2010/75/EU 

 

vorhanden ist oder errichtet werden soll, 

 

6. den Vollzug des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, die-

ses Gesetzes und der sonstigen abfallrechtlichen Vor-

schriften auf einem Betriebsgelände, auf dem 

 

a) mindestens eine Anlage, die in Anhang 1 Spalte d 

4. BImSchV mit dem Buchstaben E gekennzeichnet 

ist, 

 

b) mindestens ein Betriebsbereich nach § 3 Absatz 5a 

BImSchG, oder 

 

c) mindestens eine Anlage, die nach § 60 Absatz 3 

Satz 1 Nummer 2 oder 3 WHG genehmigungsbedürf-

tig ist, oder 

 

d) mindestens eine Deponie nach Artikel 10 der Richt-

linie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 24. November 2010 über Industrie-

emissionen (integrierte Vermeidung und Verminde-

rung der Umweltverschmutzung) (ABl. L 334 vom 



 

 

 

 

 

 

vorhanden ist oder errichtet werden soll, 

 

wobei ein Betriebsgelände im Sinne der Nummer 5 

und Nummer 6 ein abgegrenzter Teil der Erdoberflä-

che ist, auf dem sich Anlagen, Geschäftseinrichtungen 

oder Betriebsbereiche befinden, die in räumlichem, 

technischem oder betrieblichem Zusammenhang ste-

hen und der Aufsicht oder Verfügungsgewalt einer na-

türlichen oder juristischen Person (Betreiber) unterlie-

gen, 

 

7. die Festsetzung der den öffentlich-rechtlichen Ent-

sorgungsträgern zu erstattenden Kosten nach § 5 Ab-

satz 2 Satz 2 des Elektro- und Elektronikgerätegeset-

zes (ElektroG) vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 

1739), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 

28. April 2020 (BGBl. I S. 960) geändert worden ist, in 

der jeweils geltenden Fassung, 

 

8. die Feststellung eines dringenden öffentlichen Be-

dürfnisses nach § 8 Absatz 2 Satz 1 und 

17.12.2010, S. 17, ber. ABl. L 158 vom 19.6.2012, S. 

25) in der jeweils geltenden Fassung in Verbindung 

mit Anhang I der Richtlinie 2010/75/EU 

 

vorhanden ist oder errichtet werden soll, 

 

wobei ein Betriebsgelände im Sinne der Nummer 5 

und Nummer 6 ein abgegrenzter Teil der Erdoberflä-

che ist, auf dem sich Anlagen, Geschäftseinrichtungen 

oder Betriebsbereiche befinden, die in räumlichem, 

technischem oder betrieblichem Zusammenhang ste-

hen und der Aufsicht oder Verfügungsgewalt einer na-

türlichen oder juristischen Person (Betreiber) unterlie-

gen, 

 

7. die Festsetzung der den öffentlich-rechtlichen Ent-

sorgungsträgern zu erstattenden Kosten nach § 5 Ab-

satz 2 Satz 2 des Elektro- und Elektronikgerätegeset-

zes (ElektroG) vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 

1739), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 

28. April 2020 (BGBl. I S. 960) geändert worden ist, in 

der jeweils geltenden Fassung, 

 

8. die Feststellung eines dringenden öffentlichen Be-

dürfnisses nach § 8 Absatz 2 Satz 1 und 



 

 

 

9. die Feststellung der nicht bestehenden Erforderlich-

keit nach § 9 Absatz 2. 

 

(6) Das Regierungspräsidium Freiburg ist zuständig 

für 

 

1. die Planfeststellung nach § 35 Absatz 2 KrWG, die 

Plangenehmigung nach § 35 Absatz 3 KrWG, die Prü-

fung der Änderungsanzeigen nach § 35 Absatz 4 

KrWG, die Überwachung nach § 47 KrWG und die An-

ordnungen nach § 62 KrWG sowie die Überwachung 

und Anordnungen nach § 19 bei Deponien in einem 

der Bergaufsicht unterliegenden Betrieb, 

 

2. den Vollzug des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, die-

ses Gesetzes und der sonstigen abfallrechtlichen Vor-

schriften für ein Betriebsgelände, einschließlich der 

darauf befindlichen Anlagen, und eine Tätigkeit, die 

der Bergaufsicht unterliegen, und 

 

3. die Genehmigung des Bedarfsplans hinsichtlich des 

Netzes von Annahmestellen gemäß § 1 Absatz 8 des 

Ausführungsgesetzes zu dem Übereinkommen vom 9. 

 

9. die Feststellung der nicht bestehenden Erforderlich-

keit nach § 9 Absatz 2. 

 

(6) Das Regierungspräsidium Freiburg ist zuständig 

für 

 

1. die Planfeststellung nach § 35 Absatz 2 KrWG, die 

Plangenehmigung nach § 35 Absatz 3 KrWG, die Prü-

fung der Änderungsanzeigen nach § 35 Absatz 4 

KrWG, die Überwachung nach § 47 KrWG und die An-

ordnungen nach § 62 KrWG sowie die Überwachung 

und Anordnungen nach § 19 bei Deponien in einem 

der Bergaufsicht unterliegenden Betrieb, 

 

2. den Vollzug des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, die-

ses Gesetzes und der sonstigen abfallrechtlichen Vor-

schriften für ein Betriebsgelände, einschließlich der 

darauf befindlichen Anlagen, und eine Tätigkeit, die 

der Bergaufsicht unterliegen, und 

 

3. die Genehmigung des Bedarfsplans hinsichtlich des 

Netzes von Annahmestellen gemäß § 1 Absatz 8 des 

Ausführungsgesetzes zu dem Übereinkommen vom 9. 



 

 

September 1996 über die Sammlung, Abgabe und An-

nahme von Abfällen in der Rhein- und Binnenschiff-

fahrt. 

 

Es entscheidet bei den Aufgaben nach Satz 1 Num-

mer 1 im Einvernehmen mit der nach den Absätzen 3 

und 5 zuständigen Abfallrechtsbehörde. 

 

(7) Das Regierungspräsidium Tübingen ist zuständig 

für 

 

1. die Zustimmung und den Widerruf der Zustimmung 

zu Überwachungsverträgen nach § 56 Absatz 5 Satz 3 

KrWG und § 12 der Entsorgungsfachbetriebeverord-

nung (EfbV) vom 2. Dezember 2016 (BGBl. I S. 2770), 

die zuletzt durch Artikel 2 Absatz 2 des Gesetzes vom 

5. Juli 2017 (BGBl. I S. 2234, 2260) geändert worden 

ist, in ihrer jeweils geltenden Fassung, 

 

2. die Überwachung der technischen Überwachungs-

organisationen im Rahmen des § 56 KrWG und der 

Entsorgungsfachbetriebeverordnung sowie den Erlass 

von Verwaltungsakten nach § 56 Absatz 8 Satz 2 

KrWG, 

 

September 1996 über die Sammlung, Abgabe und An-

nahme von Abfällen in der Rhein- und Binnenschiff-

fahrt. 

 

Es entscheidet bei den Aufgaben nach Satz 1 Num-

mer 1 im Einvernehmen mit der nach den Absätzen 3 

und 5 zuständigen Abfallrechtsbehörde. 

 

(7) Das Regierungspräsidium Tübingen ist zuständig 

für 

 

1. die Zustimmung und den Widerruf der Zustimmung 

zu Überwachungsverträgen nach § 56 Absatz 5 Satz 

3 KrWG und § 12 der Entsorgungsfachbetriebeverord-

nung (EfbV) vom 2. Dezember 2016 (BGBl. I S. 

2770), die zuletzt durch Artikel 2 Absatz 2 des Geset-

zes vom 5. Juli 2017 (BGBl. I S. 2234, 2260) geändert 

worden ist, in ihrer jeweils geltenden Fassung, 

 

2. die Überwachung der technischen Überwachungs-

organisationen im Rahmen des § 56 KrWG und der 

Entsorgungsfachbetriebeverordnung sowie den Erlass 

von Verwaltungsakten nach § 56 Absatz 8 Satz 2 

KrWG, 

 



 

 

3. die Anerkennung und den Widerruf der Anerken-

nung von Entsorgergemeinschaften nach § 56 Absatz 

6 Satz 2 KrWG und § 16 EfbV, 

 

4. die Überwachung der Entsorgergemeinschaften im 

Rahmen des § 56 KrWG und der Entsorgungsfachbe-

triebeverordnung sowie den Erlass von Verwaltungs-

akten nach § 56 Absatz 8 Satz 2 KrWG, 

 

5. die Anerkennung von Lehrgängen nach § 9 Absatz 

1 Satz 2 Nummer 3 EfbV, §§ 4, 5 und 16 Absatz 5 der 

Anzeige- und Erlaubnisverordnung vom 5. Dezember 

2013 (BGBl. I S. 4043), die zuletzt durch Artikel 2 der 

Verordnung vom 3. Juli 2018 (BGBl. I S. 1084, 1085) 

geändert worden ist, in ihrer jeweils geltenden Fas-

sung, § 4 DepV in Verbindung mit Anhang 5 Nummer 

9 DepV, § 9 Absatz 2 der Abfallbeauftragtenverord-

nung vom 2. Dezember 2016 (BGBl. I S. 2770, 2789), 

die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Juli 2017 

(BGBl. I S. 2234, 2260) geändert worden ist, in ihrer 

jeweils geltenden Fassung und die Bekanntgabe nach 

§ 11 Absatz 4 der Gewerbeabfallverordnung vom 18. 

April 2017 (BGBl. I S. 896), die zuletzt durch Artikel 2 

des Gesetzes vom 5. Juli 2017 (BGBl. I S. 2234, 

3. die Anerkennung und den Widerruf der Anerken-

nung von Entsorgergemeinschaften nach § 56 Absatz 

6 Satz 2 KrWG und § 16 EfbV, 

 

4. die Überwachung der Entsorgergemeinschaften im 

Rahmen des § 56 KrWG und der Entsorgungsfachbe-

triebeverordnung sowie den Erlass von Verwaltungs-

akten nach § 56 Absatz 8 Satz 2 KrWG, 

 

5. die Anerkennung von Lehrgängen nach § 9 Absatz 

1 Satz 2 Nummer 3 und Absatz 3 Satz 2 EfbV, §§ 4, 5 

und 16 Absatz 5 der Anzeige- und Erlaubnisverord-

nung vom 5. Dezember 2013 (BGBl. I S. 4043), die 

zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 28. April 

2022 (BGBl. I S. 700, 720) geändert worden ist, in ih-

rer jeweils geltenden Fassung, § 4 DepV in Verbin-

dung mit Anhang 5 Nummer 9 DepV, § 9 Absatz 1 und 

Absatz 2 der Abfallbeauftragtenverordnung vom 2. 

Dezember 2016 (BGBl. I S. 2770, 2789), die zuletzt 

durch Artikel 4 der Verordnung vom 28. April 2022 

(BGBl. I S. 700, 720) geändert worden ist, in ihrer je-

weils geltenden Fassung und die Bekanntgabe nach § 

11 Absatz 4 der Gewerbeabfallverordnung vom 18. 

April 2017 (BGBl. I S. 896), die zuletzt durch Artikel 3 

der Verordnung vom 28. April 2022 (BGBl. I S. 700, 



 

 

2260) geändert worden ist, in ihrer jeweils geltenden 

Fassung. 

 

6. – 8. […] 

 

(8) – (10) […] 

 

720) geändert worden ist, in ihrer jeweils geltenden 

Fassung, 

 

6. – 8. […]  

 

(8) – (10) […] 

 

Naturschutzgesetz 

 

§ 6 

Aufgaben der Behörden und Planungsträger 

 

(1) Die Behörden und die Körperschaften, Anstalten 

und Stiftungen des öffentlichen Rechts haben im Rah-

men ihrer Zuständigkeit zur Verwirklichung der Ziele, 

Aufgaben und Grundsätze des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege beizutragen. Sie sind verpflichtet, 

bei ihren Planungen, Maßnahmen und sonstigen Vor-

haben, die wesentliche Belange des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege berühren können, die Na-

turschutzbehörden frühzeitig zu unterrichten und an-

zuhören, soweit nicht eine weitergehende Form der 

Beteiligung vorgeschrieben ist. 

 

(2) Die Naturschutzbehörden haben bei ihren Planun-

gen und Maßnahmen alle Behörden und Träger öf-

fentlicher Belange, deren Aufgabenbereich wesentlich 

§ 6 

Aufgaben der Behörden und Planungsträger 

 

(1) Die Behörden und die Körperschaften, Anstalten 

und Stiftungen des öffentlichen Rechts haben im Rah-

men ihrer Zuständigkeit zur Verwirklichung der Ziele, 

Aufgaben und Grundsätze des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege beizutragen. Sie sind verpflichtet, 

bei ihren Planungen, Maßnahmen und sonstigen Vor-

haben, die wesentliche Belange des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege berühren können, die Na-

turschutzbehörden frühzeitig zu unterrichten und an-

zuhören, soweit nicht eine weitergehende Form der 

Beteiligung vorgeschrieben ist. 

 

(2) Die Naturschutzbehörden haben bei ihren Planun-

gen und Maßnahmen alle Behörden und Träger öf-

fentlicher Belange, deren Aufgabenbereich wesentlich 



 

 

berührt sein kann, so rechtzeitig zu beteiligen, dass 

diese ihre Belange wirksam wahrnehmen können. 

 

berührt sein kann, so rechtzeitig zu beteiligen, dass 

diese ihre Belange wirksam wahrnehmen können. 

 

(3) Die Naturschutzbehörden haben bei ihren Planun-

gen und Maßnahmen der besonderen Bedeutung von 

Energieeinsparung, -effizienz und erneuerbaren Ener-

gien sowie des Verteilnetzausbaus nach dem Klima-

schutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-

Württemberg Rechnung zu tragen. 

 

 § 21 

Beleuchtungsanlagen, Werbeanlagen, Himmelsstrah-

ler 

 

(1) Eingriffe in die Insektenfauna durch künstliche Be-

leuchtung im Außenbereich sind zu vermeiden. Beim 

Aufstellen von Beleuchtungsanlagen im Außenbereich 

müssen die Auswirkungen auf die Insektenfauna, ins-

besondere deren Beeinträchtigung und Schädigung, 

überprüft und die Ziele des Artenschutzes berücksich-

tigt werden. Beleuchtungen, die sich in Naturschutz-

gebieten, Nationalparken, Naturdenkmalen, geschütz-

ten Landschaftsbestandteilen und gesetzlich ge-

schützten Biotopen befinden oder in diese hineinstrah-

§ 21 

Beleuchtungsanlagen, Werbeanlagen, Himmelsstrah-

ler 

 

(1) Eingriffe in die Insektenfauna durch künstliche Be-

leuchtung im Außenbereich sind zu vermeiden. Beim 

Aufstellen von Beleuchtungsanlagen im Außenbereich 

müssen die Auswirkungen auf die Insektenfauna, ins-

besondere deren Beeinträchtigung und Schädigung, 

überprüft und die Ziele des Artenschutzes berücksich-

tigt werden. Beleuchtungen, die sich in Naturschutz-

gebieten, Nationalparken, Naturdenkmalen, geschütz-

ten Landschaftsbestandteilen und gesetzlich ge-

schützten Biotopen befinden oder in diese hinein-



 

 

len, sind, soweit sie nicht aus Gründen der Verkehrssi-

cherheit erforderlich sind, nur in Ausnahmefällen von 

der zuständigen Naturschutzbehörde oder mit deren 

Einvernehmen zu genehmigen. 

 

(2) Es ist im Zeitraum 

 

1. vom 1. April bis zum 30. September ganztägig und 

 

2. vom 1. Oktober bis zum 31. März in den Stunden 

von 22 Uhr bis 6 Uhr 

 

verboten, die Fassaden baulicher Anlagen der öffentli-

chen Hand zu beleuchten, soweit dies nicht aus Grün-

den der öffentlichen Sicherheit erforderlich oder durch 

oder auf Grund einer Rechtsvorschrift vorgeschrieben 

ist. 

 

(3) – (9) […] 

 

strahlen, sind, soweit sie nicht aus Gründen der Ver-

kehrssicherheit erforderlich sind, nur in Ausnahmefäl-

len von der zuständigen Naturschutzbehörde oder mit 

deren Einvernehmen zu genehmigen. 

 

(2) Es ist im Zeitraum 

 

1. vom 1. April bis zum 30. September ganztägig und 

 

2. vom 1. Oktober bis zum 31. März in den Stunden 

von 22 Uhr bis 6 Uhr 

 

verboten, die Fassaden baulicher Anlagen der öffentli-

chen Hand zu beleuchten, soweit dies nicht aus Grün-

den der öffentlichen Sicherheit erforderlich oder durch 

oder auf Grund einer Rechtsvorschrift vorgeschrieben 

ist. 

 

(3) – (9) […] 

 § 28 

Naturschutzgebiete 

(zu § 23 BNatSchG) 

 

§ 28 

Naturschutzgebiete 

(zu § 23 BNatSchG) 

 



 

 

(1) Auch außerhalb eines Naturschutzgebiets kann die 

Naturschutzbehörde im Einvernehmen mit den zu-

ständigen Fachbehörden im Einzelfall Handlungen un-

tersagen, die geeignet sind, den Bestand des Natur-

schutzgebiets oder einzelner seiner Teile zu gefähr-

den. Sind Schäden bereits entstanden, kann die Na-

turschutzbehörde gegen den Verursacher, den Eigen-

tümer oder den Inhaber der tatsächlichen Gewalt die 

zur Beseitigung der Schäden erforderlichen Anordnun-

gen treffen. 

 

(2) Abweichend von § 22 Absatz 1 Satz 3 BNatSchG 

soll die für die Erklärung zum Naturschutzgebiet zu-

ständige Naturschutzbehörde angrenzende Gebiete 

als Landschaftsschutzgebiete ausweisen, soweit es 

zur Sicherung des Schutzgegenstandes und zur Ver-

wirklichung des Schutzzwecks des Naturschutzge-

biets erforderlich ist. 

 

(1) Auch außerhalb eines Naturschutzgebiets kann die 

Naturschutzbehörde im Einvernehmen mit den zu-

ständigen Fachbehörden im Einzelfall Handlungen un-

tersagen, die geeignet sind, den Bestand des Natur-

schutzgebiets oder einzelner seiner Teile zu gefähr-

den. Sind Schäden bereits entstanden, kann die Na-

turschutzbehörde gegen den Verursacher, den Eigen-

tümer oder den Inhaber der tatsächlichen Gewalt die 

zur Beseitigung der Schäden erforderlichen Anord-

nungen treffen. 

 

(2) Abweichend von § 22 Absatz 1 Satz 3 BNatSchG 

soll die für die Erklärung zum Naturschutzgebiet zu-

ständige Naturschutzbehörde angrenzende Gebiete 

als Landschaftsschutzgebiete ausweisen, soweit es 

zur Sicherung des Schutzgegenstandes und zur Ver-

wirklichung des Schutzzwecks des Naturschutzge-

biets erforderlich ist. 

 

(3) Die Rechtsverordnung zum Naturschutzgebiet 

kann auch Regelungen über notwendige Beschrän-

kungen des Gemeingebrauchs an oberirdischen Ge-

wässern enthalten. 

 

Landeswaldgesetz § 1 § 1 



 

 

 Gesetzeszweck 

 

Zweck dieses Gesetzes ist 

 

1. den Wald wegen seines wirtschaftlichen Nutzens 

(Nutzfunktion) und wegen seiner Bedeutung für die 

Umwelt, insbesondere für die dauernde Leistungsfä-

higkeit des Naturhaushalts, das Klima, den Wasser-

haushalt, die Reinhaltung der Luft, die Bodenfrucht-

barkeit, die Tier- und Pflanzenwelt, das Landschafts-

bild, die Agrar- und Infrastruktur und die Erholung der 

Bevölkerung (Schutz- und Erholungsfunktion) zu er-

halten, erforderlichenfalls zu mehren und seine ord-

nungsgemäße Bewirtschaftung nachhaltig zu sichern; 

Leitbild hierfür ist die nachhaltige, naturnahe Waldbe-

wirtschaftung, 

 

 

 

 

2. die Forstwirtschaft zu fördern und den Waldbesitzer 

bei der Erfüllung seiner Aufgaben nach diesem Ge-

setz zu unterstützen, 

 

Gesetzeszweck 

 

Zweck dieses Gesetzes ist 

 

1. den Wald wegen seines wirtschaftlichen Nutzens 

(Nutzfunktion) und wegen seiner Bedeutung für die 

Umwelt, insbesondere für die dauernde Leistungsfä-

higkeit des Naturhaushalts, das Klima, den Wasser-

haushalt, die Reinhaltung der Luft, die Bodenfrucht-

barkeit, die Tier- und Pflanzenwelt, das Landschafts-

bild, die Agrar- und Infrastruktur und die Erholung der 

Bevölkerung (Schutz- und Erholungsfunktion) zu er-

halten, erforderlichenfalls zu mehren und seine ord-

nungsgemäße Bewirtschaftung nachhaltig zu sichern; 

Leitbild hierfür ist die nachhaltige, naturnahe Waldbe-

wirtschaftung naturnahe und klimaangepasste Wald-

bewirtschaftung zur dauerhaften Erfüllung der Wald-

funktionen, auch unter den Bedingungen des voran-

schreitenden Klimawandels, 

 

2. die Forstwirtschaft zu fördern und den Waldbesitzer 

bei der Erfüllung seiner Aufgaben nach diesem Ge-

setz zu unterstützen, 

 



 

 

3. einen Ausgleich zwischen dem Interesse der Allge-

meinheit und den Belangen der Waldbesitzer herbei-

zuführen. 

 

3. einen Ausgleich zwischen dem Interesse der Allge-

meinheit und den Belangen der Waldbesitzer herbei-

zuführen. 

 

 § 6 

Grundsätze der forstlichen Rahmenplanung 

 

Für die forstliche Rahmenplanung gelten insbeson-

dere folgende Grundsätze: 

 

1. Wald ist nach seiner Fläche und räumlichen Vertei-

lung so zu erhalten oder zu gestalten, daß er die Leis-

tungsfähigkeit des Naturhaushalts möglichst günstig 

beeinflußt, dem Schutz vor natürlichen oder zivilisato-

rischen Gefahren dient und der Bevölkerung möglichst 

weitgehend für die Erholung zur Verfügung steht; zu-

gleich sollen die natürlichen Gegebenheiten, die wirt-

schaftlichen und sozialen Erfordernisse in den an das 

Landesgebiet angrenzenden Räumen soweit wie 

möglich berücksichtigt werden. 

 

2. Der Aufbau des Waldes soll so beschaffen sein, 

daß seine Funktionen entsprechend den tatsächlichen 

Erfordernissen auf die Dauer gewährleistet sind. 

 

§ 6 

Grundsätze der forstlichen Rahmenplanung 

 

Für die forstliche Rahmenplanung gelten insbeson-

dere folgende Grundsätze: 

 

1. Wald ist nach seiner Fläche und räumlichen Vertei-

lung so zu erhalten oder zu gestalten, daß er die Leis-

tungsfähigkeit des Naturhaushalts möglichst günstig 

beeinflußt, dem Schutz vor natürlichen oder zivilisato-

rischen Gefahren dient und der Bevölkerung mög-

lichst weitgehend für die Erholung zur Verfügung 

steht; zugleich sollen die natürlichen Gegebenheiten, 

die wirtschaftlichen und sozialen Erfordernisse in den 

an das Landesgebiet angrenzenden Räumen soweit 

wie möglich berücksichtigt werden. 

 

2. Der Aufbau des Waldes soll so beschaffen sein, 

daß seine Funktionen entsprechend den tatsächlichen 

Erfordernissen auf die Dauer gewährleistet sind. 

 



 

 

3. Auf geeigneten Standorten soll eine nachhaltige, 

möglichst hohe und hochwertige Holzerzeugung unter 

Erhaltung oder Verbesserung der Bodenfruchtbarkeit 

angestrebt werden, sofern nicht anderen Erfordernis-

sen der Vorrang einzuräumen ist. 

 

4. In Gebieten, in denen die Schutz- oder Erholungs-

funktionen des Waldes von besonderem Gewicht sind, 

soll Wald für Schutz- oder Erholungszwecke in ent-

sprechender räumlicher Ausdehnung und Gliederung 

unter Beachtung wirtschaftlicher Belange ausgewie-

sen werden. Hierbei sollen geeignete Anlagen, Ein-

richtungen und Maßnahmen vorgesehen werden. 

 

5. Landwirtschaftlich genutzte Flächen und Brachflä-

chen sollen standortgerecht aufgeforstet werden, 

wenn dies wirtschaftlich und agrarstrukturell zweck-

mäßig ist, die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 

verbessert wird und Belange des Biotop- und Arten-

schutzes und das Landschaftsbild nicht beeinträchtigt 

werden. In Gebieten mit hohem Waldanteil sollen aus-

reichende Flächen von der Aufforstung ausgenommen 

werden; die Mindestflur ist freizuhalten. 

 

3. Auf geeigneten Standorten soll eine nachhaltige, 

möglichst hohe und hochwertige Holzerzeugung unter 

Erhaltung oder Verbesserung der Bodenfruchtbarkeit 

angestrebt werden, sofern nicht anderen Erfordernis-

sen der Vorrang einzuräumen ist. 

 

4. In Gebieten, in denen die Schutz- oder Erholungs-

funktionen des Waldes von besonderem Gewicht sind, 

soll Wald für Schutz- oder Erholungszwecke in ent-

sprechender räumlicher Ausdehnung und Gliederung 

unter Beachtung wirtschaftlicher Belange ausgewie-

sen werden. Hierbei sollen geeignete Anlagen, Ein-

richtungen und Maßnahmen vorgesehen werden. 

 

5. Landwirtschaftlich genutzte Flächen und Brachflä-

chen sollen standortgerecht aufgeforstet werden, 

wenn dies wirtschaftlich und agrarstrukturell zweck-

mäßig ist, die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 

verbessert wird und Belange des Biotop- und Arten-

schutzes und das Landschaftsbild nicht beeinträchtigt 

werden. In Gebieten mit hohem Waldanteil sollen aus-

reichende Flächen von der Aufforstung ausgenommen 

werden; die Mindestflur ist freizuhalten. 

 



 

 

6. Wenn geringe Grundstücksgrößen oder die Ge-

mengelage von Grundstücken verschiedener Besitzer 

einer rationellen forstwirtschaftlichen Bodennutzung 

entgegenstehen, sollen forstwirtschaftliche Zusam-

menschlüsse gebildet und, soweit erforderlich, die Zu-

sammenlegung von Grundstücken angestrebt werden. 

 

6. Wenn geringe Grundstücksgrößen oder die Ge-

mengelage von Grundstücken verschiedener Besitzer 

einer rationellen forstwirtschaftlichen Bodennutzung 

entgegenstehen, sollen forstwirtschaftliche Zusam-

menschlüsse gebildet und, soweit erforderlich, die Zu-

sammenlegung von Grundstücken angestrebt werden. 

 

Die forstliche Rahmenplanung soll den Schutz des Kli-

mas und die Anpassung an die unvermeidbaren Fol-

gen des Klimawandels angemessen berücksichtigen. 

 

 § 11 

Befristete Umwandlung von Wald 

 

(1) Die höhere Forstbehörde kann die Beseitigung des 

Baumbestandes oder eine anderweitige Nutzung der 

Waldfläche befristet genehmigen, wenn 

 

1. ein öffentliches Interesse oder ein besonderes wirt-

schaftliches Interesse des Waldbesitzers an einer vo-

rübergehenden anderweitigen Nutzung der Fläche be-

steht, 

 

§ 11 

Befristete Umwandlung von Wald 

 

(1) Die höhere Forstbehörde kann die Beseitigung des 

Baumbestandes oder eine anderweitige Nutzung der 

Waldfläche befristet genehmigen, wenn 

 

1. ein öffentliches Interesse oder ein besonderes wirt-

schaftliches Interesse des Waldbesitzers an einer vo-

rübergehenden anderweitigen Nutzung der Fläche be-

steht, 

 



 

 

2. andere öffentliche Interessen im Sinne des § 9 Abs. 

2 der vorübergehenden anderweitigen Nutzung der 

Waldfläche nicht entgegenstehen und 

 

3. sichergestellt wird, daß die Waldfläche bis zum Ab-

lauf einer von der höheren Forstbehörde zu bestim-

menden Frist nach den in Absatz 2 bezeichneten Plä-

nen ordnungsgemäß wieder aufgeforstet wird. Bedin-

gungen und Auflagen können erteilt werden. 

 

(2) Der Antragsteller hat Pläne und Erläuterungen des 

Vorhabens sowie der Wiederaufforstung vorzulegen. § 

9 Abs. 3 Nr. 2 und 3 sowie Absatz 5 gelten entspre-

chend. 

 

2. andere öffentliche Interessen im Sinne des § 9 Abs. 

2 der vorübergehenden anderweitigen Nutzung der 

Waldfläche nicht entgegenstehen und 

 

3. sichergestellt wird, daß die Waldfläche bis zum Ab-

lauf einer von der höheren Forstbehörde zu bestim-

menden Frist nach den in Absatz 2 bezeichneten Plä-

nen ordnungsgemäß wieder aufgeforstet wird. Bedin-

gungen und Auflagen können erteilt werden. 

 

(2) Der Antragsteller hat Pläne und Erläuterungen des 

Vorhabens sowie der Wiederaufforstung vorzulegen. § 

9 Abs. 3 Nr. 2 und 3 sowie Absatz 5 gelten entspre-

chend. 

 

(3) Soll für eine Waldfläche, die als Deponie genutzt 

wird oder wurde (befristet umgewandelte Waldfläche), 

eine Nachnutzung zum Zweck des Ausbaus der Er-

neuerbaren Energien erfolgen, ist in der Abwägung für 

die erforderliche Umwandlungsgenehmigung gemäß 

§§ 9 und 11 dem Ausbau der Erneuerbaren Energien 

grundsätzlich Vorrang einzuräumen. Verfahrensbe-

stimmungen werden von der obersten Forstbehörde 

festgelegt. 

 



 

 

 § 23 

Aufforstung nichtbewirtschafteter Flächen 

 

(1) Die Forstbehörde soll unter Beachtung des § 6 Nr. 

5 auf die standortgerechte Aufforstung von landwirt-

schaftlich genutzten Flächen und Brachflächen hinwir-

ken. § 25 des Landwirtschafts- und Landeskulturge-

setzes bleibt unberührt. 

 

 

 

 

(2) Die Gemeinden und das Land sollen Grenzertrags-

böden und Brachland von veräußerungsbereiten 

Grundstückseigentümern erwerben und aufforsten, 

wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen; 

dies ist eine freiwillige Aufgabe der Gemeinden. Der 

Erwerb durch Gemeinden kann vom Land im Rahmen 

der verfügbaren Haushaltsmittel gefördert werden. 

§ 23 

Aufforstung nichtbewirtschafteter Flächen 

 

(1) Die Forstbehörde soll unter Beachtung des § 6 Nr. 

5 § 6 Satz 1 Nummer 5 auf die standortgerechte Auf-

forstung von landwirtschaftlich genutzten Flächen und 

Brachflächen hinwirken; der Schutz des Klimas und 

die Anpassung an die unvermeidbaren Folgen des Kli-

mawandels sind angemessen zu berücksichtigen. § 

25 des Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes 

bleibt unberührt. 

 

(2) Die Gemeinden und das Land sollen Grenzer-

tragsböden und Brachland von veräußerungsbereiten 

Grundstückseigentümern erwerben und aufforsten, 

wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen; 

dies ist eine freiwillige Aufgabe der Gemeinden. Der 

Erwerb durch Gemeinden kann vom Land im Rahmen 

der verfügbaren Haushaltsmittel gefördert werden. 

 

 § 45 

Zielsetzung im Staatswald 

 

(1) Der Staatswald soll dem Allgemeinwohl in beson-

derem Maße dienen. Ziel der Bewirtschaftung des 

§ 45 

Zielsetzung im Staatswald 

 

(1) Der Staatswald soll dem Allgemeinwohl in beson-

derem Maße dienen. Ziel der Bewirtschaftung des 



 

 

Staatswaldes ist, die den standörtlichen Möglichkeiten 

entsprechende, nachhaltig höchstmögliche Lieferung 

wertvollen Holzes zu erbringen bei gleichzeitiger Erfül-

lung und nachhaltiger Sicherung der dem Wald oblie-

genden Schutz- und Erholungsfunktionen sowie einer 

naturnahen Waldbewirtschaftung. 

 

 

 

 

 

(2) – (6) […] 

 

Staatswaldes ist, die den standörtlichen Möglichkeiten 

entsprechende, nachhaltig höchstmögliche Lieferung 

wertvollen Holzes zu erbringen bei gleichzeitiger Erfül-

lung und nachhaltiger Sicherung der dem Wald oblie-

genden Schutz- und Erholungsfunktionen sowie einer 

naturnahen Waldbewirtschaftung. 

 

(1a) Im Staatswald werden bis zum Jahr 2025 10 Pro-

zent der Staatswaldfläche als dauerhafte Prozess-

schutzflächen ausgewiesen. 

 

(2) – (6) […] 

 

Landwirtschafts- 

und Landeskultur-

gesetz 

 

§ 2 

Aufgaben der Landwirtschaft und der Forstwirtschaft 

 

Die Landwirtschaft und die Forstwirtschaft dienen auf 

ökonomischer Grundlage der Allgemeinheit insbeson-

dere durch 

 

1. die Erzeugung von gesunden Lebensmitteln in aus-

reichendem Umfang unter Gewährleistung des not-

wendigen Eigenversorgungsanteils der Bevölkerung 

gerade auch in Krisenzeiten, 

 

§ 2 

Aufgaben der Landwirtschaft und der Forstwirtschaft 

 

Die Landwirtschaft und die Forstwirtschaft dienen auf 

ökonomischer Grundlage der Allgemeinheit insbeson-

dere durch 

 

1. die Erzeugung von gesunden Lebensmitteln in aus-

reichendem Umfang unter Gewährleistung des not-

wendigen Eigenversorgungsanteils der Bevölkerung 

gerade auch in Krisenzeiten, 

 



 

 

2. die Gestaltung und Pflege der Kultur- und Erho-

lungslandschaft, 

 

3. die Erhaltung und Verbesserung der natürlichen Le-

bensgrundlagen wie Boden, Wasser und Luft im Be-

reich der Landeskultur, 

 

4. den Beitrag zur Aufrechterhaltung einer Siedlungs-

dichte, die für die ausreichende Ausstattung ländlicher 

Gebiete mit Einrichtungen der Versorgung und Entsor-

gung, der der Bildung, des Verkehrs und der Erholung 

notwendig ist. 

 

2. die Gestaltung und Pflege der Kultur- und Erho-

lungslandschaft, 

 

3. die Erhaltung und Verbesserung der natürlichen Le-

bensgrundlagen wie Boden, Wasser und Luft im Be-

reich der Landeskultur, 

 

4. den Beitrag zur Aufrechterhaltung einer Siedlungs-

dichte, die für die ausreichende Ausstattung ländlicher 

Gebiete mit Einrichtungen der Versorgung und Entsor-

gung, der der Bildung, des Verkehrs und der Erholung 

notwendig ist. 

 

Sie leisten einen angemessenen Beitrag zum Schutz 

des Klimas und zur Anpassung an die unvermeidba-

ren Folgen des Klimawandels und tragen der beson-

deren Bedeutung von Energieeinsparung, -effizienz 

und erneuerbaren Energien sowie des Verteilnetzaus-

baus nach dem Klimaschutz- und Klimawandelanpas-

sungsgesetz Baden-Württemberg Rechnung. 

 

 § 7 

Programme und Pläne 

 

§ 7 

Programme und Pläne 

 



 

 

(1) Die vom Ministerium Ländlicher Raum (Ministe-

rium) unter Beachtung der Grundsätze und Ziele des 

Landesentwicklungsplanes aufgestellten Programme 

und Pläne setzen Ziele für die Förderung. Die Aufstel-

lung erfolgt im Einvernehmen mit den anderen Mini-

sterien, soweit diese beteiligt sind. 

 

(2) Das Ministerium erstellt für das Land ein agrari-

sches Entwicklungsprogramm, das den im Umweltver-

waltungsgesetz vom 25. November 2014 (GBl. S. 

592), in der jeweils geltenden Fassung geregelten An-

forderungen an die Strategische Umweltprüfung ent-

sprechen muss. Danach sind die fachbezogenen 

Pläne und die regionalen Strukturprogramme für agra-

rische Teilbereiche sowie die Vorplanungen zur Land-

entwicklung auszurichten. Zur Durchführung von För-

derungsmaßnahmen werden auch außerhalb von re-

gionalen Strukturprogrammen soweit erforderlich 

Pläne wie Agrar- und Landschaftspläne, Forstpläne, 

Wege- und Gewässerpläne, Pläne für Erholungsmaß-

nahmen und Vermarktungspläne aufgestellt. 

 

(3) Die Programme und Pläne haben die Erhöhung 

der Wirtschaftlichkeit der Land- und Forstwirtschaft 

(1) Die vom Ministerium Ländlicher Raum (Ministe-

rium) unter Beachtung der Grundsätze und Ziele des 

Landesentwicklungsplanes aufgestellten Programme 

und Pläne setzen Ziele für die Förderung. Die Aufstel-

lung erfolgt im Einvernehmen mit den anderen Mini-

sterien, soweit diese beteiligt sind. 

 

(2) Das Ministerium erstellt für das Land ein agrari-

sches Entwicklungsprogramm, das den im Umweltver-

waltungsgesetz vom 25. November 2014 (GBl. S. 

592), in der jeweils geltenden Fassung geregelten An-

forderungen an die Strategische Umweltprüfung ent-

sprechen muss. Danach sind die fachbezogenen 

Pläne und die regionalen Strukturprogramme für agra-

rische Teilbereiche sowie die Vorplanungen zur Land-

entwicklung auszurichten. Zur Durchführung von För-

derungsmaßnahmen werden auch außerhalb von re-

gionalen Strukturprogrammen soweit erforderlich 

Pläne wie Agrar- und Landschaftspläne, Forstpläne, 

Wege- und Gewässerpläne, Pläne für Erholungsmaß-

nahmen und Vermarktungspläne aufgestellt. 

 

(3) Die Programme und Pläne haben die Erhöhung 

der Wirtschaftlichkeit der Land- und Forstwirtschaft 



 

 

und damit auch der Sicherung ihrer Aufgaben zu die-

nen. Eine rationelle, marktgerechte Erzeugung ge-

sundheitlich einwandfreier Produkte ist anzustreben. 

Betriebs- und Landschaftsentwicklung sind unter Be-

achtung der regionalen Gegebenheiten aufeinander 

abzustimmen. Mit der Neuordnung des ländlichen 

Raumes soll gleichzeitig die Erhaltung und Steigerung 

des natürlichen und wirtschaftlichen Leistungspotenti-

als der Land- und Forstwirtschaft und der Landschaft 

erreicht werden. Alle Programme und Pläne haben die 

Erfordernisse der biologisch-ökologischen Umweltvor-

sorge zu berücksichtigen. 

 

und damit auch der Sicherung ihrer Aufgaben zu die-

nen. Eine rationelle, marktgerechte Erzeugung ge-

sundheitlich einwandfreier Produkte ist anzustreben. 

Betriebs- und Landschaftsentwicklung sind unter Be-

achtung der regionalen Gegebenheiten aufeinander 

abzustimmen. Mit der Neuordnung des ländlichen 

Raumes soll gleichzeitig die Erhaltung und Steigerung 

des natürlichen und wirtschaftlichen Leistungspotenti-

als der Land- und Forstwirtschaft und der Landschaft 

erreicht werden. Alle Programme und Pläne haben die 

Erfordernisse der biologisch-ökologischen Umweltvor-

sorge zu berücksichtigen. Sie haben den Schutz des 

Klimas und die Anpassung an die unvermeidbaren 

Folgen des Klimawandels angemessen zu berück-

sichtigen. 

 

 § 8 

Aus-, Fort- und Weiterbildung 

 

(1) Die fachliche Ausbildung und Fortbildung sowie die 

Weiterbildung (Erwachsenenbildung) für die Tätigkeit 

in der Landwirtschaft wird gefördert. Für den Besuch 

von staatlichen und nichtstaatlichen Bildungseinrich-

tungen im landwirtschaftlichen Bereich können Beihil-

fen gewährt werden. 

§ 8 

Aus-, Fort- und Weiterbildung 

 

(1) Die fachliche Ausbildung und Fortbildung sowie die 

Weiterbildung (Erwachsenenbildung) für die Tätigkeit 

in der Landwirtschaft wird gefördert. Für den Besuch 

von staatlichen und nichtstaatlichen Bildungseinrich-

tungen im landwirtschaftlichen Bereich können Beihil-

fen gewährt werden. 



 

 

 

(2) Die Artenvielfalt in der Landwirtschaft und der öko-

logische Landbau sind vorrangige Bildungsziele. 

 

 

 

 

 

(3) – (5) […] 

 

 

(2) Die Artenvielfalt in der Landwirtschaft und der öko-

logische Landbau sind vorrangige Bildungsziele. Der 

Schutz des Klimas und die Anpassung an die unver-

meidbaren Folgen des Klimawandels sollen in der Er-

wachsenenbildung angemessen berücksichtigt wer-

den. 

 

(3) – (5) […] 

 

 § 8a 

Agrarforschung 

 

(1) Das Land fördert die Forschung im Bereich der 

Landwirtschaft mit dem Ziel der Verbesserung der 

Wirtschaftlichkeit und Wettbewerbsfähigkeit der land-

wirtschaftlichen Unternehmen, der Entwicklung neuer, 

insbesondere umweltschonender Produkte oder Er-

werbsmöglichkeiten für die Landwirtschaft oder um-

welt- und ressourcenschonender Bewirtschaftungsfor-

men. 

 

 

§ 8a 

Agrarforschung 

 

(1) Das Land fördert die Forschung im Bereich der 

Landwirtschaft mit dem Ziel der Verbesserung der 

Wirtschaftlichkeit und Wettbewerbsfähigkeit der land-

wirtschaftlichen Unternehmen, der Entwicklung neuer, 

insbesondere umweltschonender und an den Klima-

wandel angepasster Produkte oder Erwerbsmöglich-

keiten für die Landwirtschaft oder umwelt- und res-

sourcenschonender sowie an den Klimawandel ange-

passter Bewirtschaftungsformen. 

 



 

 

(2) Die angewandte Forschung in diesem Bereich er-

folgt insbesondere in den landwirtschaftlichen Landes-

anstalten im Geschäftsbereich der obersten Landwirt-

schaftsbehörde sowie in Zusammenarbeit mit Univer-

sitäten und Hochschulen. 

 

(2) Die angewandte Forschung in diesem Bereich er-

folgt insbesondere in den landwirtschaftlichen Landes-

anstalten im Geschäftsbereich der obersten Landwirt-

schaftsbehörde sowie in Zusammenarbeit mit Univer-

sitäten und Hochschulen. 

 § 9 

Beratung 

  

(1) Das Ministerium gewährleistet eine den jeweiligen 

Verhältnissen angemessene Beratung der land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebe und der mit ihnen koope-

rierenden Absatzeinrichtungen. 

 

(2) Die Beratung erstreckt sich insbesondere 

 

1. im Produktionsbereich auf die Qualitätserzeugung 

und die Wirtschaftlichkeit der Produktion unter Beach-

tung der biologisch-ökologischen Gesichtspunkte des 

Umweltschutzes; Betriebe werden gezielt zu vorbeu-

genden, biologischen und mechanischen Pflanzen-

schutzmethoden beraten, um den Einsatz von Pflan-

zenschutzmitteln zu minimieren und alternative Mög-

lichkeiten aufzuzeigen, 

 

§ 9 

Beratung 

 

(1) Das Ministerium gewährleistet eine den jeweiligen 

Verhältnissen angemessene Beratung der land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebe und der mit ihnen ko-

operierenden Absatzeinrichtungen. 

 

(2) Die Beratung erstreckt sich insbesondere 

 

1. im Produktionsbereich auf die Qualitätserzeugung 

und die Wirtschaftlichkeit der Produktion unter Beach-

tung der biologisch-ökologischen Gesichtspunkte des 

Umweltschutzes; Betriebe werden gezielt zu vorbeu-

genden, biologischen und mechanischen Pflanzen-

schutzmethoden beraten, um den Einsatz von Pflan-

zenschutzmitteln zu minimieren und alternative Mög-

lichkeiten aufzuzeigen, 

 



 

 

2. im Unternehmensbereich auf die optimale Ausstat-

tung mit den Produktionsfaktoren Boden, Arbeit und 

Kapital, die überbetriebliche Zusammenarbeit sowie 

die Arbeitsorganisation und -disposition mit Erstellung 

von Betriebsentwicklungsplänen, 

 

3. im sozial-ökonomischen Bereich auf Entschei-

dungshilfen zur nachhaltigen Verbesserung der Ein-

kommens- und Lebensverhältnisse des Betriebsleiters 

und seiner Familie, 

 

4. im hauswirtschaftlichen Bereich auf die bestmögli-

che organisatorische, arbeitswirtschaftliche und finan-

zielle Abstimmung mit den Erfordernissen des Betrie-

bes, 

 

5. im Vermarktungsbereich auf eine marktgerechte Er-

fassung und Verwertung, 

 

6. im Bereich des Artenschutzes auf die Sicherung 

von Biodiversität und Artenvielfalt. 

 

 

 

 

2. im Unternehmensbereich auf die optimale Ausstat-

tung mit den Produktionsfaktoren Boden, Arbeit und 

Kapital, die überbetriebliche Zusammenarbeit sowie 

die Arbeitsorganisation und -disposition mit Erstellung 

von Betriebsentwicklungsplänen, 

 

3. im sozial-ökonomischen Bereich auf Entschei-

dungshilfen zur nachhaltigen Verbesserung der Ein-

kommens- und Lebensverhältnisse des Betriebsleiters 

und seiner Familie, 

 

4. im hauswirtschaftlichen Bereich auf die bestmögli-

che organisatorische, arbeitswirtschaftliche und finan-

zielle Abstimmung mit den Erfordernissen des Betrie-

bes, 

 

5. im Vermarktungsbereich auf eine marktgerechte Er-

fassung und Verwertung, 

 

6. im Bereich des Artenschutzes auf die Sicherung 

von Biodiversität und Artenvielfalt., 

 

7. im Bereich des Klimaschutzes auf eine möglichst 

klimaschonende Produktionskette, 

 



 

 

 

 

 

(3) Die Beratung ist kostenfrei. 

 

(4) Das Land kann die Beratung im sozialen Bereich 

durch die nach § 32 des Gesetzes über das gerichtli-

che Verfahren in Landwirtschaftssachen zuständige 

landwirtschaftliche Berufsvertretung fördern. 

8. auf eine an die unvermeidbaren Folgen des Klima-

wandels angepasste Land- und Forstwirtschaft. 

 

(3) Die Beratung ist kostenfrei. 

 

(4) Das Land kann die Beratung im sozialen Bereich 

durch die nach § 32 des Gesetzes über das gerichtli-

che Verfahren in Landwirtschaftssachen zuständige 

landwirtschaftliche Berufsvertretung fördern. 

 

 § 16 

Schutz landwirtschaftlicher Flächen und Landschafts-

entwicklung 

 

(1) Landwirtschaftliche Flächen stellen für die Land-

wirtschaft die zentrale Produktionsressource dar. Ein 

Ziel des Landes ist es, landwirtschaftliche Flächen zu 

schützen und zur Landschaftsentwicklung beizutra-

gen. Für die landwirtschaftliche Nutzung besonders 

geeignete Böden sollen nach Möglichkeit geschont 

werden. 

 

(2) Das Land fördert die Landschaftsentwicklung 

durch 

 

§ 16 

Schutz landwirtschaftlicher Flächen und Landschafts-

entwicklung 

 

(1) Landwirtschaftliche Flächen stellen für die Land-

wirtschaft die zentrale Produktionsressource dar. Ein 

Ziel des Landes ist es, landwirtschaftliche Flächen zu 

schützen und zur Landschaftsentwicklung beizutra-

gen. Für die landwirtschaftliche Nutzung besonders 

geeignete Böden sollen nach Möglichkeit geschont 

werden. 

 

(2) Das Land fördert die Landschaftsentwicklung 

durch 

 



 

 

1. Grundlagenerhebungen, wie Bodenbilanzen und 

Standorteignungskartierungen nach Absatz 3, 

 

2. Aufstellung und Durchführung von Planungen nach 

§ 7. 

 

(3) Die oberste Landwirtschaftsbehörde erstellt alle 

drei Jahre eine Bodenbilanz mit Angaben über die Art 

der Nutzung der landwirtschaftlichen Flächen. Die 

oberste Landwirtschaftsbehörde erstellt alle fünf Jahre 

im Rahmen einer Standorteignungskartierung eine 

Bewertung der landwirtschaftlichen Flächen nach na-

türlichen und landwirtschaftlichen Gesichtspunkten. 

Das Nähere regelt die oberste Landwirtschaftsbe-

hörde in einer Verwaltungsvorschrift, insbesondere die 

Bewertung landwirtschaftlicher Flächen hinsichtlich ih-

rer Leistungsfähigkeit als auch in Bezug auf die wirt-

schaftliche Bedeutung für die landwirtschaftlichen Be-

triebe und die Agrarstruktur. 

1. Grundlagenerhebungen, wie Bodenbilanzen und 

Standorteignungskartierungen nach Absatz 3, 

 

2. Aufstellung und Durchführung von Planungen nach 

§ 7. 

 

(3) Die oberste Landwirtschaftsbehörde erstellt alle 

drei Jahre eine Bodenbilanz mit Angaben über die Art 

der Nutzung der landwirtschaftlichen Flächen. Die 

oberste Landwirtschaftsbehörde erstellt alle fünf Jahre 

im Rahmen einer Standorteignungskartierung eine 

Bewertung der landwirtschaftlichen Flächen nach na-

türlichen und landwirtschaftlichen Gesichtspunkten; 

bei der Bewertung sind der Schutz des Klimas und die 

Anpassung an die unvermeidbaren Folgen des Klima-

wandels angemessen zu berücksichtigen. Das Nä-

here regelt die oberste Landwirtschaftsbehörde in ei-

ner Verwaltungsvorschrift, insbesondere die Bewer-

tung landwirtschaftlicher Flächen hinsichtlich ihrer 

Leistungsfähigkeit als auch in Bezug auf die wirt-

schaftliche Bedeutung für die landwirtschaftlichen Be-

triebe und die Agrarstruktur. 

 

 § 16 a 

Erhaltung und Förderung der Kulturlandschaft 

§ 16 a 

Erhaltung und Förderung der Kulturlandschaft 



 

 

 

(1) Das Land fördert Maßnahmen zur Erhaltung und 

Pflege der Kulturlandschaft, dabei besonders dem 

Umwelt- und Ressourcenschutz dienende Erzeu-

gungspraktiken, im Rahmen der verfügbaren Haus-

haltsmittel. Damit sollen gleichzeitig die Voraussetzun-

gen für die Existenz einer ausreichenden Anzahl bäu-

erlicher Betriebe zur Erhaltung und Pflege der Kultur-

landschaft verbessert werden. 

 

 

 

(2) Die oberste Landwirtschaftsbehörde regelt durch 

Verwaltungsvorschriften Art und Umfang der Förde-

rung sowie Voraussetzungen und Verfahren für die 

Gewährung der Ausgleichsleistungen an die landwirt-

schaftlichen Unternehmer. 

 

(1) Das Land fördert Maßnahmen zur Erhaltung und 

Pflege der Kulturlandschaft, dabei besonders dem 

Umwelt- und Ressourcenschutz dienende Erzeu-

gungspraktiken, die auch den Schutz des Klimas und 

die Anpassung an die unvermeidbaren Folgen des Kli-

mawandels berücksichtigen sollen, im Rahmen der 

verfügbaren Haushaltsmittel. Damit sollen gleichzeitig 

die Voraussetzungen für die Existenz einer ausrei-

chenden Anzahl bäuerlicher Betriebe zur Erhaltung 

und Pflege der Kulturlandschaft verbessert werden. 

 

(2) Die oberste Landwirtschaftsbehörde regelt durch 

Verwaltungsvorschriften Art und Umfang der Förde-

rung sowie Voraussetzungen und Verfahren für die 

Gewährung der Ausgleichsleistungen an die landwirt-

schaftlichen Unternehmer. 

 

 § 27 a 

Schutz von Dauergrünland 

 

(1) Die vor dem 1. Januar 2015 außerhalb von ge-

schlossenen Ortschaften liegenden Dauergrünlandflä-

chen dürfen nicht in Ackerland oder eine sonstige 

landwirtschaftliche Nutzung umgewandelt werden. 

§ 27 a 

Schutz von Dauergrünland 

 

(1) Die vor dem 1. Januar 2015 außerhalb von ge-

schlossenen Ortschaften liegenden Dauergrünlandflä-

chen dürfen nicht in Ackerland oder eine sonstige 

landwirtschaftliche Nutzung umgewandelt werden. 



 

 

 

(2), (3) […]  

 

(4) Für die Neuanlage oder wesentliche Änderung ei-

ner Anlage zur Entwässerung von Dauergrünland ist 

eine Genehmigung der unteren Landwirtschaftsbe-

hörde im Benehmen mit der unteren Naturschutz-, Bo-

denschutz- und Wasserbehörde erforderlich, die 

schriftlich zu beantragen ist. Die Genehmigung ist zu 

erteilen, wenn der Entwässerung Belange des Klima-

schutzes, Bodenschutzes, Naturschutzes oder Ge-

wässer- und Hochwasserschutzes nicht entgegenste-

hen. 

 

 

(5), (6) […] 

 

 

(2), (3) […]  

 

(4) Für die Neuanlage oder wesentliche Änderung ei-

ner Anlage zur Entwässerung von Dauergrünland ist 

eine Genehmigung der unteren Landwirtschaftsbe-

hörde im Benehmen mit der unteren Naturschutz-, Bo-

denschutz- und Wasserbehörde erforderlich, die 

schriftlich zu beantragen ist. Die Genehmigung ist zu 

erteilen, wenn der Entwässerung Belange des Klima-

schutzes, Bodenschutzes, Naturschutzes, Gewässer- 

und Hochwasserschutzes oder der Anpassung an die 

unvermeidbaren Folgen des Klimawandels nicht ent-

gegenstehen. 

 

(5), (6) […] 

 

Fischereigesetz für 

Baden-Württem-

berg 

 

§ 14 

Hegepflicht 

 

(1) Der Fischereiberechtigte ist verpflichtet, einen der 

Größe und der Beschaffenheit des Gewässers sowie 

dem Umfang seines Fischereirechts entsprechenden 

Fischbestand zu erhalten und zu hegen. Dabei sind 

§ 14 

Hegepflicht 

 

(1) Der Fischereiberechtigte ist verpflichtet, einen der 

Größe und der Beschaffenheit des Gewässers sowie 

dem Umfang seines Fischereirechts entsprechenden 

Fischbestand zu erhalten und zu hegen. Dabei sind 



 

 

die anderen Nutzungsarten am Gewässer angemes-

sen zu berücksichtigen. Soweit erforderlich, ist ein 

künstlicher Besatz mit Fischen vorzunehmen. 

 

(2) Der Einsatz nicht einheimischer Fischarten bedarf 

der Erlaubnis der Fischereibehörde. Dieser Absatz fin-

det auch auf Anlagen der Aquakultur, die nicht Gewäs-

ser im Sinne von § 1 Abs. 1 sind, Anwendung. 

 

(3) Der erstmalige Einsatz einheimischer Fischarten in 

bisher fischfreie Gewässer bedarf der Erlaubnis der 

Fischereibehörde. 

 

(4) Wird das Fischereirecht durch einen Pachtvertrag 

im Sinne von § 18 Abs. 2 verpachtet, obliegt die Ver-

pflichtung nach Absatz 1 dem Pächter. Soweit bei den 

sonstigen Pachtverträgen der Pächter vertraglich zur 

Hege verpflichtet ist, bleibt auch der Fischereiberech-

tigte zur Hege verpflichtet. 

 

(5) Die Verpflichtung nach Absatz 1 wird auf Antrag 

des Fischereiberechtigten oder des Pächters, dem die 

Verpflichtung nach Absatz 1 im Pachtvertrag ganz 

übertragen wurde, durch die Fischereibehörde ausge-

setzt, solange es ihm wegen der Beschaffenheit des 

die anderen Nutzungsarten am Gewässer angemes-

sen zu berücksichtigen. Soweit erforderlich, ist ein 

künstlicher Besatz mit Fischen vorzunehmen. 

 

(2) Der Einsatz nicht einheimischer Fischarten bedarf 

der Erlaubnis der Fischereibehörde. Dieser Absatz fin-

det auch auf Anlagen der Aquakultur, die nicht Gewäs-

ser im Sinne von § 1 Abs. 1 sind, Anwendung. 

 

(3) Der erstmalige Einsatz einheimischer Fischarten in 

bisher fischfreie Gewässer bedarf der Erlaubnis der 

Fischereibehörde. 

 

(4) Wird das Fischereirecht durch einen Pachtvertrag 

im Sinne von § 18 Abs. 2 verpachtet, obliegt die Ver-

pflichtung nach Absatz 1 dem Pächter. Soweit bei den 

sonstigen Pachtverträgen der Pächter vertraglich zur 

Hege verpflichtet ist, bleibt auch der Fischereiberech-

tigte zur Hege verpflichtet. 

 

(5) Die Verpflichtung nach Absatz 1 wird auf Antrag 

des Fischereiberechtigten oder des Pächters, dem die 

Verpflichtung nach Absatz 1 im Pachtvertrag ganz 

übertragen wurde, durch die Fischereibehörde ausge-

setzt, solange es ihm wegen der Beschaffenheit des 



 

 

Gewässers nicht zugemutet werden kann, dieser Ver-

pflichtung nachzukommen. 

 

Gewässers nicht zugemutet werden kann, dieser Ver-

pflichtung nachzukommen. 

 

(6) Bei der Wahrnehmung der Hegepflicht ist der An-

passung an die unvermeidbaren Folgen des Klima-

wandels angemessen Rechnung zu tragen. 

 

 § 40 

Fischwege 

 

(1) Wer Anlagen in einem Gewässer errichtet, die den 

Wechsel der Fische verhindern oder erheblich beein-

trächtigen, hat auf seine Kosten Fischwege oder sons-

tige für den Wechsel der Fische geeignete Einrichtun-

gen von ausreichender Größe und Wasserbeschi-

ckung (Fischwege) anzulegen, zu betreiben und zu 

unterhalten. 

 

 

(2), (3) […]  

 

§ 40 

Fischwege 

 

(1) Wer Anlagen in einem Gewässer errichtet, die den 

Wechsel der Fische verhindern oder erheblich beein-

trächtigen, hat auf seine Kosten Fischwege oder 

sonstige für den Wechsel der Fische geeignete Ein-

richtungen von ausreichender Größe und Wasserbe-

schickung (Fischwege) anzulegen, zu betreiben und 

zu unterhalten. Die unvermeidbaren Folgen des Kli-

mawandels sind zu berücksichtigen. 

 

(2), (3) […]  

 

 § 42 

Sicherung des Fischwechsels 

 

§ 42 

Sicherung des Fischwechsels 

 



 

 

(1) Ein Gewässer darf unbeschadet des § 4 Abs.4 

Satz 2, §§ 39 und 40 durch ständige Fischereivorrich-

tungen einschließlich der elektrisch betriebenen 

Scheuchvorrichtung nicht auf mehr als die halbe 

Breite, von Uferlinie zu Uferlinie gemessen, für den 

Fischwechsel versperrt werden. Ständige Fischerei-

vorrichtungen müssen voneinander so weit entfernt 

sein, daß sie den Fischwechsel nicht beeinträchtigen. 

 

 

 

(2) – (4) […] 

(1) Ein Gewässer darf unbeschadet des § 4 Abs.4 

Satz 2, §§ 39 und 40 durch ständige Fischereivorrich-

tungen einschließlich der elektrisch betriebenen 

Scheuchvorrichtung nicht auf mehr als die halbe 

Breite, von Uferlinie zu Uferlinie gemessen, für den 

Fischwechsel versperrt werden. Ständige Fischerei-

vorrichtungen müssen voneinander so weit entfernt 

sein, daß sie den Fischwechsel nicht beeinträchtigen. 

Die unvermeidbaren Folgen des Klimawandels sind 

bei der Sicherung von Fischwechseln zu berücksichti-

gen. 

 

(2) – (4) […] 

 

 § 43 

Schonbezirke 

 

(1) Die Fischereibehörde kann durch Rechtsverord-

nung zu Schonbezirken erklären 

 

1. Gewässerteile, die für den Wechsel der Fische von 

besonderer Bedeutung sind (Fischschonbezirke), 

 

§ 43 

Schonbezirke 

 

(1) Die Fischereibehörde kann durch Rechtsverord-

nung zu Schonbezirken erklären 

 

1. Gewässerteile, die für den Wechsel der Fische von 

besonderer Bedeutung sind (Fischschonbezirke), 

 



 

 

2. Gewässer oder Gewässerteile, die besonders ge-

eignete Laich- und Aufwuchsplätze für die Fische sind 

(Laichschonbezirke) oder 

 

3. Gewässerteile, die als Winterlager für Fische be-

sonders geeignet sind (Winterlager). 

 

 

 

 

 

Vor Erlaß der Rechtsverordnung ist der Entwurf in den 

Gemeinden, in denen die Schonbezirke liegen sollen, 

für die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen. Ort 

und Dauer der Auslegung sind mindestens eine Wo-

che vorher von den Gemeinden öffentlich bekanntzu-

machen mit dem Hinweis, daß Bedenken und Anre-

gungen während der Auslegungsfrist vorgebracht wer-

den können. 

 

(2) – (6) […] 

 

2. Gewässer oder Gewässerteile, die besonders ge-

eignete Laich- und Aufwuchsplätze für die Fische sind 

(Laichschonbezirke) oder (Laichschonbezirke), 

 

3. Gewässerteile, die als Winterlager für Fische be-

sonders geeignet sind (Winterlager)., 

 

4. Gewässerteile, die den Fischen der Anpassung an 

die unvermeidbaren Folgen des Klimawandels dienen 

(Klimawandelanpassungsbezirke). 

 

Vor Erlaß der Rechtsverordnung ist der Entwurf in den 

Gemeinden, in denen die Schonbezirke liegen sollen, 

für die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen. Ort 

und Dauer der Auslegung sind mindestens eine Wo-

che vorher von den Gemeinden öffentlich bekanntzu-

machen mit dem Hinweis, daß Bedenken und Anre-

gungen während der Auslegungsfrist vorgebracht wer-

den können. 

 

(2) – (6) […] 

Straßengesetz 

 

§ 1 

Zweck des Gesetzes, Geltungsbereich  

§ 1 

Zweck des Gesetzes, Geltungsbereich  



 

 

(1) Dieses Gesetz dient der Bereitstellung der öffentli-

chen Straßen zur Ermöglichung einer an den Bedürf-

nissen aller Mobilitätsgruppen ausgerichteten Nutzung 

des Verkehrsraums. Es soll zur Entwicklung einer leis-

tungsfähigen, nachhaltigen und klimafreundlichen Mo-

bilität beitragen und dabei die veränderten Mobilitäts- 

und Raumansprüche für die unterschiedlichen Ver-

kehrsarten im öffentlichen Straßenraum berücksichti-

gen und ein hohes Maß an Verkehrssicherheit ge-

währleisten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) Dieses Gesetz regelt die Rechtsverhältnisse der 

öffentlichen Straßen. Für Bundesfernstraßen gilt es 

nur, soweit dies ausdrücklich bestimmt ist.  

(1) Dieses Gesetz dient der Bereitstellung der öffentli-

chen Straßen zur Ermöglichung einer an den Bedürf-

nissen aller Mobilitätsgruppen ausgerichteten Nutzung 

des Verkehrsraums. Es soll zur Entwicklung einer leis-

tungsfähigen, nachhaltigen und klimafreundlichen Mo-

bilität beitragen und dabei die veränderten Mobilitäts- 

und Raumansprüche für die unterschiedlichen Ver-

kehrsarten im öffentlichen Straßenraum berücksichti-

gen und ein hohes Maß an Verkehrssicherheit ge-

währleisten. Hierbei ist der besonderen Bedeutung 

von Energieeinsparung, -effizienz und erneuerbaren 

Energien sowie des Verteilnetzausbaus nach dem Kli-

maschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Ba-

den-Württemberg Rechnung zu tragen. Die Belange 

der Sicherheit des Verkehrs sowie die Belange von 

Menschen mit Behinderungen und anderer Menschen 

mit Mobilitätsbeeinträchtigung bleiben unberührt. 

 

(2) Dieses Gesetz regelt die Rechtsverhältnisse der 

öffentlichen Straßen. Für Bundesfernstraßen gilt es 

nur, soweit dies ausdrücklich bestimmt ist. 

 

 § 22 

Anbaubeschränkungen 

§ 22 

Anbaubeschränkungen 

 



 

 

(1) Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden 

Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten 

dürfen 

 

1. Hochbauten jeder Art 

 

a) längs der Landesstraßen in einer Entfernung bis zu 

20 Meter, 

 

b) längs der Kreisstraßen in einer Entfernung bis zu 

15 Meter, 

 

c) längs von Radschnellverbindungen in einer Entfer-

nung bis zu fünf Meter, 

 

jeweils gemessen vom äußeren Rand der befestigten, 

für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn, 

 

2. bauliche Anlagen, die über Zufahrten oder Zugänge 

an Landesstraßen oder Kreisstraßen, die im wesentli-

chen von Einmündungen, höhengleichen Kreuzungen 

und Zufahrten frei sind, unmittelbar oder mittelbar an-

geschlossen werden sollen, 

 

(1) Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden 

Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten 

dürfen 

 

1. Hochbauten jeder Art 

 

a) längs der Landesstraßen in einer Entfernung bis zu 

20 Meter, 

 

b) längs der Kreisstraßen in einer Entfernung bis zu 

15 Meter, 

 

c) längs von Radschnellverbindungen in einer Entfer-

nung bis zu fünf Meter, 

 

jeweils gemessen vom äußeren Rand der befestigten, 

für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn, 

 

2. bauliche Anlagen, die über Zufahrten oder Zugänge 

an Landesstraßen oder Kreisstraßen, die im wesentli-

chen von Einmündungen, höhengleichen Kreuzungen 

und Zufahrten frei sind, unmittelbar oder mittelbar an-

geschlossen werden sollen, 

 



 

 

nicht errichtet werden. Satz 1 Nummer 1 gilt nicht für 

technische Einrichtungen, die für das Erbringen von 

öffentlich zugänglichen Telekommunikationsdiensten 

erforderlich sind. Die untere Verwaltungsbehörde kann 

im Benehmen mit der Straßenbaubehörde des Trä-

gers der Straßenbaulast, im Falle von Landesstraßen 

in der Straßenbaulast des Landes mit dem Regie-

rungspräsidium, im Einzelfall Ausnahmen von diesem 

Verbot zulassen, wenn die Durchführung der Vor-

schrift im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtig-

ten Härte führen würde und die Abweichung mit den 

öffentlichen Belangen vereinbar ist oder wenn Gründe 

des Wohls der Allgemeinheit die Abweichung erfor-

dern. 

 

 

 

(2) – (9) […] 

 

nicht errichtet werden. Satz 1 Nummer 1 gilt nicht für 

technische Einrichtungen, die für das Erbringen von 

öffentlich zugänglichen Telekommunikationsdiensten 

erforderlich sind, sowie nicht für Photovoltaik- und so-

larthermische Freiflächenanlagen und der dazugehöri-

gen Nebenanlagen. Die untere Verwaltungsbehörde 

kann im Benehmen mit der Straßenbaubehörde des 

Trägers der Straßenbaulast, im Falle von Landesstra-

ßen in der Straßenbaulast des Landes mit dem Regie-

rungspräsidium, im Einzelfall Ausnahmen von diesem 

Verbot zulassen, wenn die Durchführung der Vor-

schrift im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtig-

ten Härte führen würde und die Abweichung mit den 

öffentlichen Belangen vereinbar ist oder wenn Gründe 

des Wohls der Allgemeinheit die Abweichung erfor-

dern. 

 

(2) – (9) […] 

 

Gesetz über die 

Planung, Organisa-

tion und Gestal-

tung des öffentli-

chen Personen-

nahverkehrs 

§ 1 

Zielsetzung 

 

Öffentlicher Personennahverkehr soll im gesamten 

Landesgebiet im Rahmen eines integrierten Gesamt-

§ 1 

Zielsetzung 

 

Öffentlicher Personennahverkehr soll im gesamten 

Landesgebiet im Rahmen eines integrierten Gesamt-



 

 

 verkehrssystems und optimal verknüpft mit den weite-

ren Verkehrsträgern des Umweltverbundes, insbeson-

dere Fußverkehr, Radverkehr, Carsharing als eine 

vollwertige Alternative zum motorisierten Individualver-

kehr zur Verfügung stehen. Er soll dazu beitragen, 

daß die Mobilität der Bevölkerung gewährleistet, die 

Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Baden-Würt-

temberg gesichert und verbessert sowie den Belan-

gen des Umweltschutzes, der Energieeinsparung und 

der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs Rech-

nung getragen wird. Jedes Verkehrsmittel im öffentli-

chen Personennahverkehr soll im Rahmen seiner be-

sonderen Vorteile eingesetzt werden. Das Eisenbahn-

netz soll für eine leistungsfähige und bedarfsgerechte 

verkehrliche Erschließung erhalten und ausgebaut 

werden. Ferner ist anzustreben, daß auf diesem Netz 

ein attraktives und nach Möglichkeit vertaktetes Ange-

bot im Schienenpersonennahverkehr zur Verfügung 

steht. Zur Erreichung dieser Ziele sollen grundsätzlich 

die zuständigen Aufgabenträger auch die Ausgaben-

verantwortung tragen. 

 

verkehrssystems und optimal verknüpft mit den weite-

ren Verkehrsträgern des Umweltverbundes, insbeson-

dere Fußverkehr, Radverkehr, Carsharing als eine 

vollwertige Alternative zum motorisierten Individual-

verkehr zur Verfügung stehen. Er soll dazu beitragen, 

daß die Mobilität der Bevölkerung gewährleistet, die 

Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Baden-Würt-

temberg gesichert und verbessert sowie den Belan-

gen des Umweltschutzes einschließlich des Klima-

schutzes, der Energieeinsparung und der Sicherheit 

und Leichtigkeit des Verkehrs Rechnung getragen 

wird. Jedes Verkehrsmittel im öffentlichen Personen-

nahverkehr soll im Rahmen seiner besonderen Vor-

teile eingesetzt werden. Das Eisenbahnnetz soll für 

eine leistungsfähige und bedarfsgerechte verkehrliche 

Erschließung erhalten und ausgebaut werden. Ferner 

ist anzustreben, daß auf diesem Netz ein attraktives 

und nach Möglichkeit vertaktetes Angebot im Schie-

nenpersonennahverkehr zur Verfügung steht. Bei der 

Verwirklichung dieser Ziele ist der Anpassung an die 

unvermeidbaren Folgen des Klimawandels angemes-

sen Rechnung zu tragen. Zur Erreichung dieser Ziele 

sollen grundsätzlich die zuständigen Aufgabenträger 

auch die Ausgabenverantwortung tragen. 

 



 

 

 § 10 

Programm zur Investitionsplanung 

im öffentlichen Personennahverkehr 

 

Das Verkehrsministerium stellt jährlich auf der Grund-

lage des angemeldeten Bedarfs ein Programm zur In-

vestitionsplanung im öffentlichen Personennahverkehr 

auf, das jeweils einen Zeitraum von fünf Jahren um-

faßt. Bei der Aufstellung sind die Ziele der Raumord-

nung und Landesplanung zu beachten sowie die Ver-

kehrsentwicklung und die Belange des Umweltschut-

zes und des Städtebaus zu berücksichtigen. 

 

§ 10 

Programm zur Investitionsplanung 

im öffentlichen Personennahverkehr 

 

Das Verkehrsministerium stellt jährlich auf der Grund-

lage des angemeldeten Bedarfs ein Programm zur In-

vestitionsplanung im öffentlichen Personennahverkehr 

auf, das jeweils einen Zeitraum von fünf Jahren um-

faßt. Bei der Aufstellung sind die Ziele der Raumord-

nung und Landesplanung zu beachten sowie die Ver-

kehrsentwicklung und die Belange des Umweltschut-

zes einschließlich des Klimaschutzes, der Anpassung 

an die unvermeidbaren Folgen des Klimawandels und 

des Städtebaus zu berücksichtigen. 

 

Gesetz über die 

Landeskreditbank 

Baden-Württem-

berg – Förderbank 

– 

 

§ 3 

Aufgaben 

 

(1) Die Bank hat den staatlichen Auftrag, das Land bei 

der Erfüllung seiner öffentlichen Aufgaben, insbeson-

dere in den Bereichen der Struktur-, Wirtschafts- und 

Sozialpolitik, zu unterstützen und dabei Fördermaß-

nahmen im Einklang mit den Beihilfevorschriften der 

Europäischen Gemeinschaft zu verwalten und durch-

zuführen. 

§ 3 

Aufgaben 

 

(1) Die Bank hat den staatlichen Auftrag, das Land bei 

der Erfüllung seiner öffentlichen Aufgaben, insbeson-

dere in den Bereichen der Struktur-, Wirtschafts- und 

Sozialpolitik, zu unterstützen und dabei Fördermaß-

nahmen im Einklang mit den Beihilfevorschriften der 

Europäischen Gemeinschaft zu verwalten und durch-

zuführen. 



 

 

 

(2) Zur Erfüllung ihres Auftrags wird die Bank in fol-

genden Förderbereichen tätig: 

 

1. Sicherung und Verbesserung der mittelständischen 

Struktur der Wirtschaft, insbesondere durch Finanzie-

rung von Existenzgründungen und -festigungen, 

 

2. im Rahmen der staatlichen Wohnraumförderung, 

 

3. Bereitstellung von Risikokapital, 

 

4. bauliche Entwicklung der Städte und Gemeinden, 

 

5. Infrastrukturmaßnahmen, 

 

6. Entwicklung von gewerblichen Standorten und An-

siedlung von Unternehmen und gewerblichen Betrie-

ben, 

 

7. Umweltschutzmaßnahmen, 

 

 

 

 

 

(2) Zur Erfüllung ihres Auftrags wird die Bank in fol-

genden Förderbereichen tätig: 

 

1. Sicherung und Verbesserung der mittelständischen 

Struktur der Wirtschaft, insbesondere durch Finanzie-

rung von Existenzgründungen und -festigungen, 

 

2. im Rahmen der staatlichen Wohnraumförderung, 

 

3. Bereitstellung von Risikokapital, 

 

4. bauliche Entwicklung der Städte und Gemeinden, 

 

5. Infrastrukturmaßnahmen, 

 

6. Entwicklung von gewerblichen Standorten und An-

siedlung von Unternehmen und gewerblichen Betrie-

ben, 

 

7. Umweltschutzmaßnahmen einschließlich solcher 

zum Schutz des Klimas, sowie Maßnahmen zur An-

passung an die unvermeidbaren Folgen des Klima-

wandels, 

 



 

 

8. Technologie- und Innovationsmaßnahmen, 

 

9. Maßnahmen rein sozialer Art, insbesondere zur 

Förderung der Familien und der Studierenden sowie 

sozialer Einrichtungen, 

 

10. Maßnahmen in der Land- und Forstwirtschaft, 

 

11. kulturelle und wissenschaftliche Maßnahmen. 

 

 

 

 

 

 

(3) – (7) […] 

8. Technologie- und Innovationsmaßnahmen, 

 

9. Maßnahmen rein sozialer Art, insbesondere zur 

Förderung der Familien und der Studierenden sowie 

sozialer Einrichtungen, 

 

10. Maßnahmen in der Land- und Forstwirtschaft, 

 

11. kulturelle und wissenschaftliche Maßnahmen. 

 

Bei der Erfüllung des Auftrags ist dem Schutz des Kli-

mas und der Anpassung an die unvermeidbaren Fol-

gen des Klimawandels angemessen Rechnung zu tra-

gen. 

 

(3) – (7) […] 

 

 § 7 

Vorstand 

 

(1) Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, sei-

nem Stellvertreter und mindestens einem weiteren 

Mitglied. 

 

§ 7 

Vorstand 

 

(1) Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden und 

mindestens zwei weiteren Mitgliedern. Ein Vorstands-

mitglied kann zum stellvertretenden Vorsitzenden be-

stellt werden. 

 



 

 

(2) Die Mitglieder des Vorstands werden auf längstens 

fünf Jahre bestellt und privatrechtlich angestellt. Der 

Vorsitzende des Vorstands und sein Stellvertreter wer-

den auf Vorschlag des Verwaltungsrats auf Grund ei-

nes Beschlusses der Landesregierung bestellt und pri-

vatrechtlich angestellt. Die Absicht der Anstellung der 

weiteren Vorstandsmitglieder ist der Aufsichtsbehörde 

anzuzeigen; diese kann aus wichtigem Grund inner-

halb eines Monats der Anstellung widersprechen. Hat 

die Aufsichtsbehörde widersprochen, so darf nicht an-

gestellt werden. 

 

(2) Die Mitglieder des Vorstands werden auf längstens 

fünf Jahre bestellt und privatrechtlich angestellt. Der 

Vorsitzende des Vorstands und sein Stellvertreter wer-

den auf Vorschlag des Verwaltungsrats auf Grund ei-

nes Beschlusses der Landesregierung bestellt und 

privatrechtlich angestellt. Die Absicht der Anstellung 

der weiteren Vorstandsmitglieder ist der Aufsichtsbe-

hörde anzuzeigen; diese kann aus wichtigem Grund 

innerhalb eines Monats der Anstellung widersprechen. 

Hat die Aufsichtsbehörde widersprochen, so darf nicht 

angestellt werden. 

Sparkassengesetz 

für Baden-Würt-

temberg 

 

§ 6 

Unternehmenszweck, öffentlicher Auftrag 

 

(1) Die Sparkassen sind selbstständige Wirtschaftsun-

ternehmen in kommunaler Trägerschaft mit der Auf-

gabe, auf der Grundlage der Markt- und Wettbe-

werbserfordernisse vorrangig in ihrem Geschäftsge-

biet den Wettbewerb zu stärken und die angemes-

sene und ausreichende Versorgung aller Bevölke-

rungskreise, der Wirtschaft, insbesondere des Mittel-

stands, und der öffentlichen Hand mit geld- und kredit-

wirtschaftlichen Leistungen auch in der Fläche sicher-

§ 6 

Unternehmenszweck, öffentlicher Auftrag 

 

(1) Die Sparkassen sind selbstständige Wirtschaftsun-

ternehmen in kommunaler Trägerschaft mit der Auf-

gabe, auf der Grundlage der Markt- und Wettbe-

werbserfordernisse vorrangig in ihrem Geschäftsge-

biet den Wettbewerb zu stärken und die angemes-

sene und ausreichende Versorgung aller Bevölke-

rungskreise, der Wirtschaft, insbesondere des Mittel-

stands, und der öffentlichen Hand mit geld- und kredit-

wirtschaftlichen Leistungen auch in der Fläche sicher-



 

 

zustellen. Sie unterstützen damit die Aufgabenerfül-

lung der Kommunen im wirtschaftlichen, regionalpoliti-

schen, sozialen und kulturellen Bereich. Die Sparkas-

sen fördern den Sparsinn und die Vermögensbildung 

breiter Bevölkerungskreise und die Wirtschaftserzie-

hung der Jugend. 

 

 

 

(2) – (4) […] 

 

zustellen. Sie unterstützen damit die Aufgabenerfül-

lung der Kommunen im wirtschaftlichen, regionalpoliti-

schen, sozialen und kulturellen Bereich sowie bei dem 

Schutz des Klimas und der Anpassung an die unver-

meidbaren Folgen des Klimawandels. Die Sparkassen 

fördern den Sparsinn und die Vermögensbildung brei-

ter Bevölkerungskreise und die Wirtschaftserziehung 

der Jugend. 

 

(2) – (4) […] 

Landeskranken-

hausgesetz 

§ 14 

Bewilligung der Einzelförderung 

 

(1) Die Einzelförderung von Investitionen wird auf An-

trag bewilligt. Investitionen nach § 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 

1 müssen in ein Investitionsprogramm des Landes 

aufgenommen sein und den im Krankenhausplan des 

Landes aufgenommenen Förderkriterien entsprechen. 

Die Förderung von Investitionen nach § 12 Abs. 1 Nr. 

2 bis 4 kann nur im Rahmen der hierfür bereitstehen-

den Haushaltsmittel bewilligt werden. Die Bewilligung 

setzt in der Regel ein baufachliches Prüfungsverfah-

ren voraus. Gefördert wird durch Zuschuss. 

 

§ 14 

Bewilligung der Einzelförderung 

 

(1) Die Einzelförderung von Investitionen wird auf An-

trag bewilligt. Investitionen nach § 12 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 1 müssen in ein Investitionsprogramm des Landes 

aufgenommen sein und den im Krankenhausplan des 

Landes aufgenommenen Förderkriterien entsprechen. 

Die Förderung von Investitionen nach § 12 Abs. 1 Nr. 

2 bis 4 kann nur im Rahmen der hierfür bereitstehen-

den Haushaltsmittel bewilligt werden. Die Bewilligung 

setzt in der Regel ein baufachliches Prüfungsverfah-

ren voraus. Gefördert wird durch Zuschuss. 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) Die Förderung kann durch Festbetrag erfolgen. 

Dieser kann auf Grund pauschaler Kostenwerte fest-

gelegt werden. Die Festbetragsförderung bedarf der 

Zustimmung des Krankenhausträgers. Sie soll Anreize 

setzen, die Investition sparsam zu verwirklichen. Des-

halb sollen grundsätzlich Kostenminderungen durch 

mehr Sparsamkeit dem Krankenhaus zugute kom-

men, Kostenerhöhungen dagegen von ihm getragen 

werden. Das Nähere ist in der Bewilligung festzule-

gen. Bei der Festbetragsförderung erfolgt eine in das 

Einzelne gehende Prüfung im Rahmen der Bewilli-

gung und der Schlussabrechnung nur, soweit hierfür 

besondere Gründe vorliegen. 

 

(1a) Bei der Planung von Neubauten und Erweite-

rungsbauten von Krankenhäusern nach § 12 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 1, für die ab dem 1. Juli 2023 ein För-

derantrag gestellt wird, ist im Rahmen einer dem För-

derantrag beizufügenden Wirtschaftlichkeitsuntersu-

chung ein rechnerischer Preis von mindestens 201 

Euro für jede über den Lebenszyklus der Maßnahme 

entstehende Tonne Kohlenstoffdioxid (CO2) zu veran-

schlagen. 

 

(2) Die Förderung kann durch Festbetrag erfolgen. 

Dieser kann auf Grund pauschaler Kostenwerte fest-

gelegt werden. Die Festbetragsförderung bedarf der 

Zustimmung des Krankenhausträgers. Sie soll Anreize 

setzen, die Investition sparsam zu verwirklichen. Des-

halb sollen grundsätzlich Kostenminderungen durch 

mehr Sparsamkeit dem Krankenhaus zugute kom-

men, Kostenerhöhungen dagegen von ihm getragen 

werden. Das Nähere ist in der Bewilligung festzule-

gen. Bei der Festbetragsförderung erfolgt eine in das 

Einzelne gehende Prüfung im Rahmen der Bewilli-

gung und der Schlussabrechnung nur, soweit hierfür 

besondere Gründe vorliegen. 

 



 

 

(3) Wird nicht durch Festbetrag gefördert, richtet sich 

die Förderung nach den für die bewilligte Investition 

entstehenden Kosten. Die Bewilligung legt die voraus-

sichtliche Förderung auf der Grundlage der veran-

schlagten und überprüften Kosten fest. Die endgültige 

Höhe der Förderung wird nach Vorlage der Schluss-

abrechnung durch Schlussbewilligung festgestellt. Bei 

unvorhergesehenen außergewöhnlichen Kostenstei-

gerungen kann durch Änderung der Bewilligung be-

stimmt werden, dass die Kosten durch Verminderung 

des Umfangs der Investition und durch sparsamere 

Ausführung gesenkt werden, soweit dies nach dem 

Baufortschritt noch möglich und dem Krankenhausträ-

ger zumutbar ist. 

 

(3) Wird nicht durch Festbetrag gefördert, richtet sich 

die Förderung nach den für die bewilligte Investition 

entstehenden Kosten. Die Bewilligung legt die voraus-

sichtliche Förderung auf der Grundlage der veran-

schlagten und überprüften Kosten fest. Die endgültige 

Höhe der Förderung wird nach Vorlage der Schluss-

abrechnung durch Schlussbewilligung festgestellt. Bei 

unvorhergesehenen außergewöhnlichen Kostenstei-

gerungen kann durch Änderung der Bewilligung be-

stimmt werden, dass die Kosten durch Verminderung 

des Umfangs der Investition und durch sparsamere 

Ausführung gesenkt werden, soweit dies nach dem 

Baufortschritt noch möglich und dem Krankenhausträ-

ger zumutbar ist. 

Immissionsschutz-

Zuständigkeitsver-

ordnung 

 

§ 2 

Grundsatzzuständigkeit für den Vollzug des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes 

 

(1) Für den Vollzug der anlagenbezogenen Regelun-

gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie der 

nach diesem Gesetz ergangenen Verordnungen zu-

ständige Behörden sind, soweit nichts anderes be-

stimmt ist, 

 

§ 2 

Grundsatzzuständigkeit für den Vollzug des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes 

 

(1) Für den Vollzug der anlagenbezogenen Regelun-

gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie der 

nach diesem Gesetz ergangenen Verordnungen zu-

ständige Behörden sind, soweit nichts anderes be-

stimmt ist, 

 



 

 

1. die Regierungspräsidien für Betriebsgelände, auf 

denen 

 

a) mindestens eine Anlage, die in Anhang 1 Spalte d 

der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-

gen mit dem Buchstaben E gekennzeichnet ist, 

 

b) mindestens ein Betriebsbereich nach § 3 Absatz 5a 

BImSchG oder 

 

c) mindestens eine Anlage, die nach § 60 Absatz 3 

Satz 1 Nummer 2 und 3 des Wasserhaushaltsgeset-

zes genehmigungsbedürftig ist, 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

vorhanden ist oder errichtet werden soll, 

1. die Regierungspräsidien für Betriebsgelände, auf 

denen 

 

a) mindestens eine Anlage, die in Anhang 1 Spalte d 

der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-

gen mit dem Buchstaben E gekennzeichnet ist, 

 

b) mindestens ein Betriebsbereich nach § 3 Absatz 5a 

BImSchG, oder 

 

c) mindestens eine Anlage, die nach § 60 Absatz 3 

Satz 1 Nummer 2 und 3 Nummer 2 oder 3 des Was-

serhaushaltsgesetzes genehmigungsbedürftig ist, o-

der 

 

d) mindestens eine Deponie nach Artikel 10 der Richt-

linie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 24. November 2010 über Industrie-

emissionen (integrierte Vermeidung und Verminde-

rung der Umweltverschmutzung) (ABl. L 334 vom 

17.12.2010, S. 17, ber. ABl. L 158 vom 19.6.2012, S. 

25) in der jeweils geltenden Fassung in Verbindung 

mit Anhang I der Richtlinie 2010/75/EU 

 

vorhanden ist oder errichtet werden soll, 



 

 

 

2. die unteren Verwaltungsbehörden für sonstige Be-

triebsgelände. 

 

(2) – (6) […] 

 

 

2. die unteren Verwaltungsbehörden für sonstige Be-

triebsgelände. 

 

(2) – (6) […] 

 

Qualifizierungs- 

und Prüfungsord-

nung forstliche 

Sachkunde 

 

§ 5 

Qualifizierungsbausteine 

 

(1) Innerhalb der Qualifizierungsabschnitte sind Quali-

fizierungsbausteine zu absolvieren. Die Qualifizie-

rungsbausteine gliedern sich in verpflichtende Lehr-

gänge, Seminare oder Projekte sowie in Wahlpflicht-

veranstaltungen mit einem zeitlich vorgegebenen Um-

fang von in der Regel 20 Tagen, die nach individuellen 

Schwerpunkten ausgewählt werden können. 

 

(2) Zu den verpflichtenden Qualifizierungsbausteinen 

zählen überbetriebliche Lehrgänge, Seminare oder 

Projekte zu den Themenbereichen: 

 

1. Biologische Produktion (Waldbau, Forsteinrichtung, 

forstliche Betriebsplanung und Betriebssteuerung, 

Waldschutz), 

 

§ 5 

Qualifizierungsbausteine 

 

(1) Innerhalb der Qualifizierungsabschnitte sind Quali-

fizierungsbausteine zu absolvieren. Die Qualifizie-

rungsbausteine gliedern sich in verpflichtende Lehr-

gänge, Seminare oder Projekte sowie in Wahlpflicht-

veranstaltungen mit einem zeitlich vorgegebenen Um-

fang von in der Regel 20 Tagen, die nach individuellen 

Schwerpunkten ausgewählt werden können. 

 

(2) Zu den verpflichtenden Qualifizierungsbausteinen 

zählen überbetriebliche Lehrgänge, Seminare oder 

Projekte zu den Themenbereichen: 

 

1. Biologische Produktion (Waldbau, Forsteinrichtung, 

forstliche Betriebsplanung und Betriebssteuerung, 

Waldschutz), 

 



 

 

2. Wildtiermanagement und Jagd, 

 

3. Waldnaturschutz und Landschaftspflege, 

 

 

 

4. Raumordnung und Landesplanung, 

 

5. Technische Produktion und Marketing (forstliche Ar-

beitslehre und Verfahrenstechnik, Walderschließung 

und Logistik, Forstnutzung und Holzmarkt), 

 

6. Recht (allgemeine und fachbezogene Rechtsgrund-

lagen) und 

 

7. Forstpolitik, forstliche Umweltbildung und Öffentlich-

keitsarbeit. 

 

Diese werden von Forst Baden-Württemberg gezielt 

für den Erwerb der forstlichen Sachkunde organisiert 

und angeboten. 

 

(3) […] 

 

2. Wildtiermanagement und Jagd, 

 

3. Waldnaturschutz und Landschaftspflege einschließ-

lich der Bezüge zu Klimaschutz und Klimawandelan-

passung, 

 

4. Raumordnung und Landesplanung, 

 

5. Technische Produktion und Marketing (forstliche Ar-

beitslehre und Verfahrenstechnik, Walderschließung 

und Logistik, Forstnutzung und Holzmarkt), 

 

6. Recht (allgemeine und fachbezogene Rechtsgrund-

lagen) und 

 

7. Forstpolitik, forstliche Umweltbildung und Öffentlich-

keitsarbeit. 

 

Diese werden von Forst Baden-Württemberg gezielt 

für den Erwerb der forstlichen Sachkunde organisiert 

und angeboten. 

 

(3) […] 



 

 

Qualifizierungs- 

und Prüfungsord-

nung forsttechni-

sche Sachkunde 

 

§ 5 

Qualifizierungsbausteine 

 

(1) Innerhalb der Qualifizierungsabschnitte sind Quali-

fizierungsbausteine zu absolvieren. Die Qualifizie-

rungsbausteine gliedern sich in verpflichtende Lehr-

gänge, Seminare oder Projekte sowie in Wahlpflicht-

veranstaltungen mit einem zeitlich vorgegebenen Um-

fang von in der Regel 20 Tagen, die nach individuellen 

Schwerpunkten ausgewählt werden können. 

 

(2) Zu den verpflichtenden Qualifizierungsbausteinen 

zählen überbetriebliche Lehrgänge oder Projekte zu 

den Themenbereichen: 

 

1. Biologische Produktion (Waldbau, Forsteinrichtung, 

forstliche Betriebsplanung und Betriebssteuerung, 

Waldschutz), 

 

2. Wildtiermanagement und Jagd, 

 

3. Waldnaturschutz und Landschaftspflege, 

 

 

 

§ 5 

Qualifizierungsbausteine 

 

(1) Innerhalb der Qualifizierungsabschnitte sind Quali-

fizierungsbausteine zu absolvieren. Die Qualifizie-

rungsbausteine gliedern sich in verpflichtende Lehr-

gänge, Seminare oder Projekte sowie in Wahlpflicht-

veranstaltungen mit einem zeitlich vorgegebenen Um-

fang von in der Regel 20 Tagen, die nach individuellen 

Schwerpunkten ausgewählt werden können. 

 

(2) Zu den verpflichtenden Qualifizierungsbausteinen 

zählen überbetriebliche Lehrgänge oder Projekte zu 

den Themenbereichen: 

 

1. Biologische Produktion (Waldbau, Forsteinrichtung, 

forstliche Betriebsplanung und Betriebssteuerung, 

Waldschutz), 

 

2. Wildtiermanagement und Jagd, 

 

3. Waldnaturschutz und Landschaftspflege einschließ-

lich der Bezüge zu Klimaschutz und Klimawandelan-

passung, 

 



 

 

4. Raumordnung und Landesplanung, 

 

5. Technische Produktion und Marketing (forstliche Ar-

beitslehre und Verfahrenstechnik, Walderschließung 

und Logistik, Forstnutzung und Holzmarkt), 

 

6. Recht (allgemeine und fachbezogene Rechtsgrund-

lagen) und 

 

7. Forstpolitik, forstliche Umweltbildung und Öffentlich-

keitsarbeit. 

 

Diese werden von Forst Baden-Württemberg gezielt 

für den Erwerb der forsttechnischen Sachkunde orga-

nisiert und angeboten. 

 

(3) […] 

 

4. Raumordnung und Landesplanung, 

 

5. Technische Produktion und Marketing (forstliche Ar-

beitslehre und Verfahrenstechnik, Walderschließung 

und Logistik, Forstnutzung und Holzmarkt), 

 

6. Recht (allgemeine und fachbezogene Rechtsgrund-

lagen) und 

 

7. Forstpolitik, forstliche Umweltbildung und Öffentlich-

keitsarbeit. 

 

Diese werden von Forst Baden-Württemberg gezielt 

für den Erwerb der forsttechnischen Sachkunde orga-

nisiert und angeboten. 

 

(3) […] 

Laufbahn-, Ausbil-

dungs- und Prü-

fungsordnung für 

den gehobenen 

landwirtschafts-

technischen Dienst 

 

§ 11 

Dauer, Gliederung und Inhalt des Vorbereitungsdiens-

tes 

 

§ 11 

Dauer, Gliederung und Inhalt des Vorbereitungsdiens-

tes 

 



 

 

(1) Der Vorbereitungsdienst einschließlich Laufbahn-

prüfung dauert 16 Monate. Findet die Laufbahnprü-

fung nicht innerhalb dieser Zeit statt, so dauert er bis 

zur Prüfung fort. 

 

(2) Die Ausbildung im Rahmen des Vorbereitungs-

dienstes besteht aus einem berufspraktischen Teil an 

den in § 6 Absatz 3 Satz 1 aufgeführten Ausbildungs-

stellen (13 Monate) und Lehrgängen an der Landes-

anstalt für Entwicklung der Landwirtschaft und der 

ländlichen Räume nach § 6 Absatz 4 (3 Monate) zum 

Erwerb von Kenntnissen insbesondere in den Fachge-

bieten berufsbezogene Erwachsenenbildung, Bildung 

mit Vermittlung von interkultureller Kompetenz und 

Beratung, Kommunikation, Verwaltung und Recht, All-

gemeine Landwirtschaft einschließlich Agrarpolitik so-

wie Betriebswirtschaft. Inhalt, Dauer und Ablauf der 

Ausbildung ergeben sich aus dem Ausbildungsplan 

nach § 12. 

 

(1) Der Vorbereitungsdienst einschließlich Laufbahn-

prüfung dauert 16 Monate. Findet die Laufbahnprü-

fung nicht innerhalb dieser Zeit statt, so dauert er bis 

zur Prüfung fort. 

 

(2) Die Ausbildung im Rahmen des Vorbereitungs-

dienstes besteht aus einem berufspraktischen Teil an 

den in § 6 Absatz 3 Satz 1 aufgeführten Ausbildungs-

stellen (13 Monate) und Lehrgängen an der Landes-

anstalt für Entwicklung der Landwirtschaft und der 

ländlichen Räume nach § 6 Absatz 4 (3 Monate) zum 

Erwerb von Kenntnissen insbesondere in den Fachge-

bieten berufsbezogene Erwachsenenbildung, Bildung 

mit Vermittlung von interkultureller Kompetenz und 

Beratung, Kommunikation, Verwaltung und Recht, All-

gemeine Landwirtschaft einschließlich Agrarpolitik und 

der Bezüge zu Klimaschutz und Klimawandelanpas-

sung sowie Betriebswirtschaft. Inhalt, Dauer und Ab-

lauf der Ausbildung ergeben sich aus dem Ausbil-

dungsplan nach § 12. 

 

Laufbahn-, Ausbil-

dungs- und Prü-

fungsordnung für 

§ 10 

Dauer, Gliederung und Inhalt des Vorbereitungsdiens-

tes 

 

§ 10 

Dauer, Gliederung und Inhalt des Vorbereitungsdiens-

tes 

 



 

 

den höheren land-

wirtschaftlichen 

Dienst 

 

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert 19 Monate. Findet 

die Laufbahnprüfung nicht innerhalb dieser Zeit statt, 

so dauert er bis zur Prüfung fort. 

 

(2) Die Ausbildung im Rahmen des Vorbereitungs-

dienstes besteht aus einem berufspraktischen Teil an 

den in § 5 Absatz 3 Satz 1 aufgeführten Ausbildungs-

stellen (14 Monate) und Lehrgängen (5 Monate) an 

der Landesanstalt für Entwicklung der Landwirtschaft 

und der ländlichen Räume nach § 5 Absatz 4 zum Er-

werb von Kenntnissen insbesondere in den Fachge-

bieten Pädagogik, allgemeine Didaktik, Psychologie, 

Bildung mit Vermittlung von interkultureller Kompe-

tenz, Beratung, Kommunikation, Verwaltung und 

Recht, Allgemeine Landwirtschaft einschließlich Agrar-

politik und Unternehmensführung. Inhalt, Dauer und 

Ablauf der Ausbildung ergeben sich aus dem Ausbil-

dungsplan nach § 11. 

 

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert 19 Monate. Findet 

die Laufbahnprüfung nicht innerhalb dieser Zeit statt, 

so dauert er bis zur Prüfung fort. 

 

(2) Die Ausbildung im Rahmen des Vorbereitungs-

dienstes besteht aus einem berufspraktischen Teil an 

den in § 5 Absatz 3 Satz 1 aufgeführten Ausbildungs-

stellen (14 Monate) und Lehrgängen (5 Monate) an 

der Landesanstalt für Entwicklung der Landwirtschaft 

und der ländlichen Räume nach § 5 Absatz 4 zum Er-

werb von Kenntnissen insbesondere in den Fachge-

bieten Pädagogik, allgemeine Didaktik, Psychologie, 

Bildung mit Vermittlung von interkultureller Kompe-

tenz, Beratung, Kommunikation, Verwaltung und 

Recht, Allgemeine Landwirtschaft einschließlich Agrar-

politik und der Bezüge zu Klimaschutz und Klimawan-

delanpassung und Unternehmensführung. Inhalt, 

Dauer und Ablauf der Ausbildung ergeben sich aus 

dem Ausbildungsplan nach § 11. 

 

Laufbahn-, Ausbil-

dungs- und Prü-

fungsordnung für 

§ 10 

Dauer und Gliederung des Vorbereitungsdienstes 

 

§ 10 

Dauer und Gliederung des Vorbereitungsdienstes 

 



 

 

landwirtschafts-

technische Lehrer 

und Berater 

 

(1) Der Vorbereitungsdienst einschließlich Laufbahn-

prüfung dauert 18 Monate. Findet die Laufbahnprü-

fung nicht innerhalb dieser Zeit statt, so dauert er bis 

zum Abschluss der Prüfung fort. 

 

(2) Die Ausbildung im Rahmen des Vorbereitungs-

dienstes besteht aus einem berufspraktischen Teil an 

den in § 5 Absatz 3 aufgeführten Ausbildungsstellen 

(14 Monate) und Lehrgängen an den in § 5 Absatz 4 

genannten Ausbildungsstellen (4 Monate) zum Erwerb 

von Kenntnissen insbesondere in den Fachgebieten 

Pädagogik, allgemeine Didaktik, pädagogische Psy-

chologie, Bildung mit Vermittlung von interkultureller 

Kompetenz, Beratung, Kommunikation, Verwaltung 

und Recht, Allgemeine Landwirtschaft einschließlich 

Agrarpolitik, Hauswirtschaft einschließlich Einkom-

menskombinationen und -alternativen und Ernährung. 

Inhalt, Dauer und Ablauf der gesamten Ausbildung er-

geben sich aus dem Ausbildungsplan nach § 11. 

 

(1) Der Vorbereitungsdienst einschließlich Laufbahn-

prüfung dauert 18 Monate. Findet die Laufbahnprü-

fung nicht innerhalb dieser Zeit statt, so dauert er bis 

zum Abschluss der Prüfung fort. 

 

(2) Die Ausbildung im Rahmen des Vorbereitungs-

dienstes besteht aus einem berufspraktischen Teil an 

den in § 5 Absatz 3 aufgeführten Ausbildungsstellen 

(14 Monate) und Lehrgängen an den in § 5 Absatz 4 

genannten Ausbildungsstellen (4 Monate) zum Erwerb 

von Kenntnissen insbesondere in den Fachgebieten 

Pädagogik, allgemeine Didaktik, pädagogische Psy-

chologie, Bildung mit Vermittlung von interkultureller 

Kompetenz, Beratung, Kommunikation, Verwaltung 

und Recht, Allgemeine Landwirtschaft einschließlich 

Agrarpolitik und der Bezüge zu Klimaschutz und Kli-

mawandelanpassung, Hauswirtschaft einschließlich 

Einkommenskombinationen und -alternativen und Er-

nährung. Inhalt, Dauer und Ablauf der gesamten Aus-

bildung ergeben sich aus dem Ausbildungsplan nach 

§ 11. 

 

Ausbildungs- und 

Prüfungsordnung 

für den höheren 

§ 2 

Ziel des Baureferendariats 

 

§ 2 

Ziel des Baureferendariats 

 



 

 

bautechnischen 

Verwaltungsdienst 

 

Während des Baureferendariats erlernen Personen 

mit Hochschulabschluss nach § 3 Nummer 2 die be-

rufspraktischen Fähigkeiten, die sie zur Anwendung 

ihres an der Hochschule erworbenen Wissens in der 

Laufbahn des höheren bautechnischen Verwaltungs-

dienstes der Fachrichtung Straßen benötigen. Die 

Ausbildung vermittelt Kenntnisse auf den Gebieten 

Verwaltung, Recht, Planung, Ausführung, Betrieb, 

Kommunikation und Führung. Verantwortungsbereit-

schaft, die Fähigkeit zur Selbstreflexion, eine interdis-

ziplinäre Arbeitsweise, Inklusionskompetenz, das Ver-

ständnis für politische, wirtschaftliche und gesell-

schaftliche Zusammenhänge im nationalen, europäi-

schen und internationalen Kontext sowie soziale, in-

terkulturelle, ökologische und methodische Kompeten-

zen sind zu fördern. 

 

Während des Baureferendariats erlernen Personen 

mit Hochschulabschluss nach § 3 Nummer 2 die be-

rufspraktischen Fähigkeiten, die sie zur Anwendung 

ihres an der Hochschule erworbenen Wissens in der 

Laufbahn des höheren bautechnischen Verwaltungs-

dienstes der Fachrichtung Straßen benötigen. Die 

Ausbildung vermittelt Kenntnisse auf den Gebieten 

Verwaltung, Recht, Planung, Ausführung, Betrieb, 

Kommunikation und Führung. Verantwortungsbereit-

schaft, die Fähigkeit zur Selbstreflexion, eine interdis-

ziplinäre Arbeitsweise, Inklusionskompetenz, das Ver-

ständnis für politische, wirtschaftliche und gesell-

schaftliche Zusammenhänge im nationalen, europäi-

schen und internationalen Kontext sowie soziale, in-

terkulturelle, ökologische und methodische Kompeten-

zen sind zu fördern. Die jeweils bestehenden Bezüge 

zu Klimaschutz und Klimawandelanpassung sind in 

angemessener Weise zu vermitteln. 

 

Ausbildungs- und 

Prüfungsordnung 

für den höheren 

bautechnischen 

Dienst Städtebau 

und Raumordnung 

§ 2 

Ziel des Städtebaureferendariats 

 

Das Städtebaureferendariat vermittelt Hochschulab-

solventinnen und Hochschulabsolventen die berufs-

praktischen Fähigkeiten, die sie zur Anwendung ihres 

§ 2 

Ziel des Städtebaureferendariats 

 

Das Städtebaureferendariat vermittelt Hochschulab-
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 im Studium erworbenen Wissens in der Laufbahn des 

höheren bautechnischen Dienstes der Fachrichtung 

Städtebau und Raumordnung benötigen. Die Ausbil-

dung vermittelt Kenntnisse auf den Gebieten Verwal-

tung, Recht sowie Wirtschaftlichkeit und schult das 

fachübergreifende Denken und Arbeiten. Ziel ist es, 

Persönlichkeiten für leitende Tätigkeiten auszubilden. 

Allgemeine berufliche Fähigkeiten, insbesondere zur 

Kommunikation und Zusammenarbeit, zum kritischen 

Überprüfen des eigenen Handelns und zum selbstän-

digen Handeln sowie soziale, interkulturelle, ökologi-

sche und methodische Kompetenzen sind zu fördern. 
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Die jeweils bestehenden Bezüge zu Klimaschutz und 

Klimawandelanpassung sind in angemessener Weise 

zu vermitteln. 
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Prüfungsordnung 

gehobener bau-

technischer Dienst 

der Hochbauver-

waltung 
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Ziel der Ausbildung 

 

Ziel der Ausbildung ist es, Beamtinnen und Beamte 

heranzubilden, die nach ihrer Persönlichkeit sowie 

nach ihren allgemeinen und fachlichen Kenntnissen 

und Fähigkeiten für den gehobenen bautechnischen 

Dienst in der jeweiligen Fachrichtung geeignet sind. 
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Besonders zu fördern sind fachübergreifendes Arbei-

ten und das Verständnis für die politischen, wirtschaft-

lichen und ökologischen Zusammenhänge und für die 

Anforderungen an eine moderne Dienstleistungsver-

waltung. 
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und Fähigkeiten für den höheren bautechnischen 

Dienst in der jeweiligen Fachrichtung geeignet sind. 

Besonders zu fördern sind Führungskompetenz, fach-

übergreifendes Arbeiten und das Verständnis für die 

politischen, wirtschaftlichen, ökologischen und gesell-

schaftlichen Zusammenhänge und für die Anforderun-

gen an eine moderne Dienstleistungsverwaltung. 
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